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Vorrede. 
Die Blätter, aus welchen der nachfol-
gende Aufsatz besteht, hingeschrieben 
in wenigen Stunden, enthalten nichts 
Neues. Sie stellen staatsrechtlich das-
jenige dar, welches zu allen Zeiten von 
Weisen und von Königen, die Weise 
waren, für Recht anerkannt worden. 
Die Anmer ku ngen, welche hin und 
wieder den Text fast erdrücken, soll-
ten eben darthun, dars der Verfasser 
nichts Neues sagte; einigemahl legen 
• 
sie auch abweichende Meinungen dar. 
die i vielleicht ~Ianchem mehr gefallen, 
als die des Verfassers. Er wollte so 
darthun, dars er nur die Erörterung 
wichtiger Fragen und die Ausmittelung 
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der Wahrheit bezwecke. Der staats-
rechtlichen Ausführung sind eInIge 
Winke, hergenommen von dem, was 
die Staatsklugheit gebeut, hinzuge-
fügt. 
Der Verfasser haUe lediglich, bei 
der Ausarbeitung dieser Abhandlung, 
die Absicht, in wenigen, aber klaren 
Worten zu entwickeln, was so vielfäl-
tig verkannt wird. Er hat sich bemü-: 
hei, auf das Einfachste das Wesen 
der obersten Staa tsgewalt darzu-
stellen, ihre Heiligkeit zu zeigen, um 
darzulegen, unter welchen äufsersten 
Umständen es allein dem Volke erlaubt 
seyn könne, zu dem gefährlichen Mit-
tel zu schreiten, ihr den Gehorsam auf-
zukündigen. - Ein Extrem, welches so 
gräfslich ist, dafs der Kluge davor 
schaudert, und es Fällen vorbehält, die 
(Dank der Vorsehung!) sich kaum nach 
Jahrhunderten wiederholen. 
Unendlich glücklich würde sich der 
Verfasser achten, könnte er glauben, 
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dafs seine Worte dazu beitragen wür-
den, die Fürsten Deutschlands zu über-
zeugen: Nichts sey nothwendiger, 
als ein Bundesgericht. Wäre ein 
solches vorhanden, könnte auch ein 
von dem Fürsten unterdrücktes V 0 I k, 
durch seIne Repräsentanten, ja selbst 
ein gemifshandelter Einzelner, Recht 
und Gerechtigkeit bei einem obersten 
Gerichte finden: dann könnte eme 
Not h weh r (in dem Sinne, ""ie sie hier 
genommen wird) nie rechtlich begrün-
det erscheinen, und jeder Aufstand ge-
gen die höchste Gewalt wäre Hoch-
verra th. So lange aber den Völkern 
Deutschlands diese Garantie ihrer Si-
cherheit nicht geworden, so lange sie 
nicht ein Gericht anrufen können, wenn 
ihnen das Edelste von der Staatsgewalt 
genommen werden 'soll, läfst sich nicht 
leugnen (so ungern der Staatsrechtsge-
lehrte das schaudererregende VVort aus-
sprechen wird), dafs Fälle leider ein-
treten können, wo Not h weh r staats-
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rechtlich begrlindet ist. Diefs ist keine 
neu e Lehre, wie nachfolgende Blätter 
zeigen, sondern eine sehr alte. Es thut 
Noth, sie frei auszuprechen, um mög-
licher Weise gegen den Egoismus -
und doch selbst zu dem Besten dieses 
das Gute herbeizuführen. 
W olfenbüttel, im October 1830. 
F. K. von Stromb eck. 
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§. 1. 
Unter allen Fragen, welche den Staatsrechtsge-
lehrten beschäftigen können, möchte es wohl 
keine geben, die zu erörtern und zu beantwor-
ten bedenklicher wäre, als die; 
Was ist Rechtens, wenn der rechtmäfsige 
Regent (das Staatsoberhaupt) dem Zwecke des 
Staats (Herrschaft des Rechts) 1) entgegenhan-
delt? - Wenn er namentlich sich anschicket, 
die Verfassung des Staates umzustürzen? -
Wenn er aus einem lJIonarchen sich zu eI-
nem Despoten machen will? - Wenn er 
sich also als einen Feind des Menschenrereines 
darstellt, dessen Beschützer er seyn sollte? -
Man mag hier hinblicken, wo man will, so schaut 
man Felsen, die zu übersteigen unendlich schwie-
rig und gefährlich ist. - Nicht, dars die Frage 
an sich schwer zu bean twortel1 wäre: die T lt e 0-
ri e ist vielmehr leicht; schwierig, ja gefährlich. 
nur ihre Anwendung. 
1) Lex vera alque princeps, apta ad juhendum el ad 
vetandum, ratio est recta summi Jovls. (eie ero de leI? II. 
5.) Diese ratio summ; Jovi$ soll herrschen: diefs der Zwed 
des Staats. 
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Gegen das Wesen des Staates würde es 
seyn, einen leidenden Gehorsam zu predi-
gen; zu behaupten, das Volk habe nur zu dul-
den, und vom Schicksal bessere Zeiten zu er-
warten. Wer dieses behauptete (leider ist die-
ses geschehn), der würde zugleich aussprechen: 
nur der Monarch habe Rechte, und das 
Volk habe nur Pflichten 2); oder mit an-
dern Worten: das V 0 I k. s e y des Für s te n 
Ei gen t h u m. Diese Lehre würde zwar den 
Despoten und ihren Ministern sehr gefallen; sie 
handeln daru~h und haben zu allen Zeiten dar-
nach gehandelt: aber unmöglich kann SIe dem 
2) Diesen auffallenden Satz hat der grofse Denker Kant be-
hauptet: » Der Herrscher im Staat hat gegen den Unterthan lau-
ter Rechte und keine (Zwangs-)Pflichten. - Ferner, wenn das 
Organ des Herrschers, der Re gen t, auch den Gesetzen zuwi-
der verfübre, z. B. mit Auflagen, Recrutirungen u. derg!., wider 
das Gesetz der Gleicbheit in Yertbeilung der Staatslasten, so darf 
der Untertban dieser lTngerechtigkeit zwar Beschwerden (grava-
mina), aber keinen ""Viderstand entgegensetzen. « Metaphysi-
,ehe Anfangsgründe der Rechtslehre, S. 174. 
Zu solchen Inconsequemen kann selbst ein grofser Denker 
gelangen, indem er sich bestrebt, auf das Aeufserste consequent 
zu seyn. - Dagegen verpflichtet aher auch K a nt die Staatsbür-
ger, nach einer gelungenen Hevolution, dem Ergebnisse dersel-
ben zu gehorchen. a. a. O. S.181. VergJ. Bergk's Briefe über 
Im man. K an t' s metaphys. AnfangsgI' •. der Rechtslehre. (Gera, 
1797), S. 208, woselhst die dunkel ausgedruckte eigentliche Mei-
lIunf{ Kant's beleuchtet ist. 
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Menschenfreunde und Weisen zusagen. Läfst 
sich gleich nicht leugnen, da[s auch der Sie g 
Staaten zu erschaffen und zu vergrö[sern ver-
möge; wenn nämlich V 0 I k gegen V 0 1 k im 
Kriege stand; dafs es auch stillschweigende 
Unterwerfungen gebe, und dafs also der Staats-
verband auch ohne ausdrücklichen Vertrag ge-
knüpft werden könne 5): so ist es doch eben so 
gewifs, dafs der eiumahl })estehende Staat so 
betrachtet werden müsse, als sey er du rc h 
Ver t ra g entstanden. Nur auf diese 'Veise kann 
das Institut, welches man S t aa t nennet 4), als 
em rechtlich begründetes Institut erscheinen. 
W o11te man das Gegentheil annehmen, so müfste 
es auch auf der einen Seite der Staatsgewalt, 
auf der andern den Unterthanen stets erlaubt 
seyn, die sie trennenden Grenzen zu überschrei-
ten; die Gewalt, auf der einen Seite, bis ins 
Unendliche auszudehnen, oder, auf der andern, 
sich zu jeder Zeit dem Gehorsam zu entziehen. 
3) K a n t' s Rechtslehre, S. 1i3. 
4) Est res publica res populi: populus au/em non 
omnis lwminum coetus, quoquo modo conr;rer;aius, sed coe-
tus multitudinis, .i ur is co n sen S u et utilitatis communione 
sociaius. eie e rode republ. L. I. cap. 25. - Man vergleiche 
hiermit AU{fustini epist. cxxxrIII. 10. 
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Herrschel' und Beherrschte wären im steten Krie-
ge begriffen, ein "\IVaffenstillstand könnte höch-
stens vorhanden seyn, und so wie sich eine Ge-
legenheit darböte, schritte der Eine, ohne ein 
Recht zu verletzen, in das Gebiet des Andern. 
- Also, zum eigenen Bestehen der Re-
genten ml1fs man annehmen, es sey ein 
Staatsvertrag (wenn auch stillschwei-
gend geschlossen), vorhanden, und der 
Gehorsam der Unterthanen sey an Bedingun-
gen gebunden. Die Sache aus diesem Gesichts-
punkte bett· achtet, bekommen sowohl der Für s t 5) 
als die U n t e I' t ha n e n emen angemessenen 
Standpunkt. Der Erste erscheint als der er s t e 
S t a at sb e amt e, bekleidet mit aufserordentlichen 
(in der erblichen Monarchie) erblichen Rechten; die 
Andern aber als denkende "\IYesen, die sich z~ ih-
rem eigenen Besten der obersten Leitung eines Ein-
zigen unterwarfen. So haben stets die edelsten 
Fürsten, unter welchen Fr i ed Ti c h der GI' 0 f se 
und Joseph der Zweite billig oben anstehen, 
und die gröfsten Staatsrechtsgelehrten die Sache 
5) Fürst, Souverain, Staatsoberhaupt, Hegent sind in dieser 
Abhandlung als gleiehgeltende """orte gebraucht. Sie konnten 
es hier, obwohl in mancher Hinsicht zwischen diesen Begriffen 
Unterschiede Stal! finden. S. K a n t a. a. O. S.170. 
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angesehen. Auch Ca t h ari na der Zwei ten 
war diese Ansicht nicht fremd. Nur F ri e-
drich der Grofse (ein König kann hier nicht 
verdächtig scheinen) möge, statt aller anderen 
Autoritäten, hier mlt seinen eignen ""Vorten an-
geführt werden. 
" Qu' on s' imprime bien,,, 6) sagt dieser kö-
nigliche Weise, "que la conservation des lois 
Jut l'unique raison qui engageat les lwmmes 
a se donner des superiellrs, pllisque c' est la 
I-'raie origine de la souIJerainete. Ce magi-
strat Ctoit !e premier serl-'iteur de I' e-
tat. - II (Ie· soul-'erain) 7) doit se rappeIer sou-
I-'ent qu'il est homme ainsi que le moindre de 
ses sujets: s'il est le premier juge, le premier 
general, le premier financier, le premier mi-
nistre de la sociite, ce n'est pas qu'il repre-
sente, mais afin qu'il remplisse les devoirs 
que ces noms lui imposertt. I In' es t q u eIe 
\ 
premier serlJiteur de I'etat, obtige d'agir 
alJec prohite, aIJec sagesse et alJec un entier 
desintiressement, comme si a chaque moment 
6) Oeuvres posthumes, T. PI. p.60. - l!."3sai Bur lesfor-
mes du gouvernement. 
7) a. a. O. S. 83. 
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il delloit rendre eompte de san administration 
a ses eoneitoyens." 
Also schrieb der gro[se Ftiedrich in semen 
reiferen Jahren; aber schon seine Jugend war 
diesen Grundsätzen nicht fremd. "C' est la justiee, " 
sagt cr in dem Anti-Macchiavcl 8), "qui doit 
faire le prineipal objet d'un SOlllJerain ; e'est 
done le bien des peuples qu'il goulJerne, qu'it 
doit prijerer atout aulre intiret. Que de-
Iliennent alors ces ldies d' intiret, de gran-
deur, d' ambition et de despotisme? Il se troulJe 
que le Soullerain, bien loin d' eire le malire 
ahsolu des peuples qui sont sous sa domina-
tlon, n'en est lui-meme que le premier mi-
nistre." 9) 
8) Zum 1. Cap. des Principe. Oeuvres de FrtfdtfricII. 
puOlitfes du "i"ont de tau/euro Tom. II. p. 2. 
U) t:nbedenklich durfte dieses LU unsecn Zeiten, und zwar im 
Königreiche Sachsen, einer unserer ersten practischen Philosophen 
sagen. "So hoch aber auch ein Mensch durch jene Macht und 
"Yürde in der bürgerlichen Gesellschaft gestellt ist, so darf er 
doch nicht mit I.udwig XIV. sagen: L'da! c'est moi. Er re-
präsentirl nur den Staat, und kann daher auch unbedenklich der 
ob crs te S taa Is d ie ner heifsen." Kru g 's H3ndwörterbuch 
der philosophischen "" issenschaften, Art. SI a a t sah er hau p l. _ 
Selbst .11,~ apo I e 0 n haI vielfach gesagt, dafs er der ersle Re p r ä-
• e nl a n I des SI a a t e s sey, namentlich gegen die gewäblte Kam-
mer, als diese angehlich von der Kaiserinn J 0 s e phi n e "d i e 
Repräsentanten des Volks" genannt worden. 
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Deutlicher läfst sich der aufgestellte Satz 
nicht aussprechen, und in der That kann. man 
auch in der Behauptung des Gegentheiles nur 
lrrthum erkennen 10). Im Anfange der Bildung 
der grö[sern Vereine der Menschen gab es keine 
Ob e r her ren. Diese können' nur entstanden 
seyn durch Gewalt oder durch Vertrag. Im 
ersten Falle dauert die Gewalt noch fort, oder 
die Ueberwältigten haben eingewilligt, und a us-
drücklich oder stillschweigend ist aus dem, 
was Gewa I t begriindete, ein Ve rtr ag gewor-
den. Dauert die Gewalt noch fort, hat der Un-
terjochte nie eingewilligt (wie dieses z. B. hin-
sichtlich Griechenlands gegen die Türkische Herr-
schaft der Fall war): dann leidet es keinen Zwei-
fel, da[s der dauernde Zwang auch durch Ge-
walt jederzeit wieder aufgehoben werden dürfe. 
Sind aber aus der Gewalt Vertragsverhältnisse 
stillschweigend oder durch bestimmte Einwilli-
gung hervorgegangen, dann mufs die Oberherr-
schaft auch nach den Regeln des Vertrages be-
urth~lt werden, 
So scheint es mir denn nnzweifelhaft zu 
10) Selbst K an t nennt den Regenten den Ag e n t ende. 
Staats. 
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seyn, dafs der Souverain, mit Friedrich dem 
Grofsen zu reden, als der ob ers te Di e n e r 
des Staats angesehn und beurtheilt werden 
müsse. 
Da der Souverain des Volkes Unabhängig-
keit und Selbstständigkeit repräsentirt, und da 
er diese Rechte im eigenen Namen (nach Maafs-
gabe des stillschweigenden oder ausdrücklichen 
Unterwerfungs - V ertrages) im In- und Auslande 
ausübt, so steht ihm die M a je s t ä t zu; dieses 
heifst, die höchste persönliche Würde im Staate. 
Stets aber ist diese Würde im S t a at e , nicht 
aufserhalb des Staates oder über demselben er-
haben. Richtig ist es, der "Ville des Souverains 
ist keinem andern "Villen unterworfen, woraus 
folgt, dafs er unverantwortlich und unver-
letzlich sey. Aber eben diese höchste Stel-
lung eines Menschen auf der Erde ist das Er-
gebnifs der.<;ihm vom Volke stillschweigend oder 
ausdrücklich übertragenen Gewalt. Mit heiligen 
Pflichten ist er dem Ganzen verbunden. Stünd-
lich möge er bedenken: er herrsche über 1V! e n-
sehen, er herrsche nach den Gesetzen, er 
herrsche nie h t i mm er; U) vorzüglich aber, 
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seme Macht sey em Ansflnfs des ihm anvertrau-
ten höchsten Amt es. So redeten die Römi-
schen Kaiser deutscher Nation völlig sachgemä(~, 
""enn sie sich der Worte "von kaiserlichen 
Amts wegen" hedienten 12). Aus jenem Ver-
hältnifs aber folgern zn wollen, der Souverain 
sey als' solcher kein Staatsbeamter, mufs of-
fenbar als irrig betrachtet werden: denn es wür-
de eine solche Folgerung einen Widerspruch dar-
stellen. Der Souverain bekam seine Rechte vom 
Volke, um sie für das Volk, d. i. zu dessen 
Be s t e n, auszuüben. "\IVas ist er denn, wenn er, 
nach diesem V erhältnifs, kein Beamter des V 01-
kes ist? - Auch glaube man nicht, dafs dieje-
ni gen , welche das Gegentheil behaupten, von 
diesem überzeugt sind. Sie suchen sich selbst 
zu täuschen, weil sie entweder zu furchtsam 
sind, die Wahrheit auszusprechen, oder weil 
sie nachtheilige Folgen von einem Ausspruche 
hefürchten, der, die Sache fest angeschaut, ehen 
..1EVuflov, <>H XUT<X "Ollov, <XVXE', 
TQtTO'V o.n, Ol!)t ftU U~XEh 
\'Vie scheufslich aber ist es, wenn die höchste Gewalt dazu 
gemifsbraucht wird, in Sicherheit ein lasterhaftes Lehen fUhren 
~u können. 
12) Wahlcapitulation Kaisers Franz IJ., Art. 1. §. t. 
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der Souveraine Hoheit und Sicherheit begrün-
det 15). 
13) Am deutlichsten wird dieses, wenn man in Betrachtnng 
ziebt, dafs es keineswegs erforderlich war, die oberste Staatsge-
walt Ein em, und diesem für beständig oder gar erblich, zu über-
tragen. Stande ein erblicher Fürst übe r dem Staate, so müfste 
dieses auch ein gewählter Fürs!, ein Präsident, der auf gewisse 
Jahre nur gewählt worden, desgleichen eine regierende aristokra-
tische oder demokratische Versammlung. - Alle dies~ haben, so-
bald sie mit der Ausübnng der Scmverainetat beauftragt sind, 
denselben Zweck. "Omnis res publiea, quae populi res est, 
consilia quodam regenda esl, ut diuturna sie. Id autem con-
silium primum semper ad eanl causarn referendum est, quae 
causa genuit eÜJilalem. Deinde aut uni tribuendum est, aut 
delectis quibusdam, aut suscipiendum est multitudini alque 
omnihus. Quare cum penes uni est omnium summa rerum, 
Re ge m i!lum unum vacamus, et Re gnu m illum reipubli-
eae slalum. Cum autem est penes delectas, tum illa civilas 
Optimatium arbitria reg; dicitur. DIa autem es! cioi-' 
tas papularis (sie enim appellant), in 'l"a in papula su."l! 
amnia." Ci cer 0 de republica, Lib. I. eap. XXFI. 
Die oberste Staatsgewalt hat unter allen diesen Formen stets 
nicht nur denselben Vrsprung, sandern auch denselben Zweck: 
cl a s "V 0 h I des Ga n ze n. 'Vie liefse es sich aber denken, 
da[s das Ganze, ausdrücklich oder stillschweigend, je darein gewil-
ligt habe, einen Einzelnen (gleichsam wie die Gouheit über der 
"Velt steht) über das Ganze hinaus zu stellen? - Nein, 'der Mo-
narch ist für, d. i. zum Besten des Ganzen, vorhanden. Dieses 
unterwarf sieb seiner obersten Lenkung, also einem obersten 
Vel'walter (npapulus Ramanus deligit magistratus quasi rei-
publieae "illicas;" Cicero oral. pra Planca, 25. 62.), 
und es ist ibm so lange Gehorsam schuldig, als er seine Pflich-
ten erfüllet. 
P ö I i I z äufsert sich zwar da bin : »Obgleich die se Ansicht 
(Friedricbs 11.) nicht die ricbtige zu se)"n scheint« (keines"';e-
ges behauptet also dieser berühmte Schriftsteller bestimmt das 
Gegentbeil), .. weil sie die Regentenwürcle allen übrigen Staats-
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§. 2. 
Wenn nun aber das Oberhaupt des Staa-
tes seine Pflichten nicht erfüllet, wenn es, statt 
den Staatszweck zu befördern, diesem grade ent-
gegenhandelt, wenn es, statt Gerechtigkeit zn 
verwalten, Ungerechtigkeiten ausübt, wenn es die 
Bösen heschützet und zu seinen Zwecken ge-
braucht, die Guten verfolgt, wenn es die Gü-
ter des Staates sich zueignet, wenn es laster-
haft lebt und dem Laster die Herrscbaft ver-
scbafft, wenn es die Yerfassungs - Gesetze Ußl-
stöfst, wenn die höchste Gewalt sogar zu dem 
(Gott sey Dank seltenen) Aeufsersten gelangt, 
dafs von ihr der gröfste Staatsmann und Red-
rier des Römischen A lterthnl11s sagen konnte: 
» lJuae sangUl'ne alitur, lJuae in omri erudeli-
tate sie e.'t·ultat, ut (li.v hominum acerbis fu-
nerihus satietur?" - "Vas ist alsdann zu thun? 
ämtern gleichstellt" (nach 'l"orliegender Ausfübrung ist dieses nicht 
gescheben), "deren Ernennung, '\Yirfmngsheis und äufsere :\Iach! 
doch einzig von dem Regenten ausgeht und abhängt" (doch nur 
vermöge Auftrags des Y olkes), ,,50 kann doch nicbt geleugnet 
werden, dafs sie auf einer 5 i! tI ich e n t: nterlage berubet, und 
in den Scbrifien eines europäischen Sou,e.',;ns des achtLehnten 
Jahrhunderts nicht ohne '\VirL:ung bleihen konnte." Die Staats-
wissenscbaften, im Licbte unserer Zeit, dargestellt, on K. H. L 
Pölitz, 2te Auf]. 1. Theil, S.226. 
2 
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--- Hier fast uniibersteigliche Klippen m der 
Ausführung, so leicht auch die Beantwortung 
nach der Theorie erscheinen mag. Bricht der 
Monarch die Treue, die er seinem Volke schul-
dig ist, so ist auch dieses (da kein Gericht vor-
handen, bei welchem es auf Erfilllung des Ver-
trages klagen könne), von der heschworencn 
Treue entbunden. Dieses ist völlig klar, und es 
würde unvernünftig seyn, es zu leugnen; auch 
slimmen in dieser Beziehung die hewährtesten 
Staatsrechtslehrer , und selbst die, welche leug-
nen, dafs der Souverain ein Beamter des Staa-
tes sey, mit einander überein 14). 'Venn Tra-
ja n, unter den Imperatoren floms der edelste 15), 
als er dem Saburanus, als Pr;itorischen Prä-
fecten, das Amtssdnycrt überreichte, die 'Yorte 
sagte 16): " Die ses S eh \Y e r t ge bei c h dir, 
damit du es zu meiner Vertheidigung 
füh re s t, wen n ic h gu I regi ere, aber ge-
gen mich, wenn ich übel regiere, .. so 
wollte er nur diesen Grundsatz ausdrücken. Er 
t·f) K a n t • s Theorie ist schon friiher 3ngefiihrt. 
15) )) jJcr nrbl'rn terrarUlIl Dl'o proxirnus, 11ihil non oenera-
tioni .... · 1I1crllit t't eieus 1:1 fI/OJ'tUliS. ( I!: II tr 0 pi u s, Lib. T-III. 
('ar. 4. 
161 Din Ca.,sius, Lih. LXI/IIl. 
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ist III den früheren wie in den neuesteu Zeiteu 
unzählige Mahle ausgesprochen. Nur der be-
rühmte P öl i t z möge hier statt Aller reden; ich 
führe ihn ausführlich in der Anmerkung 17) alt, 
17) » Die Staatswisse.schaften im Lichte unserer Zeit«, 2te Aufl. 
1. Th. S. 228 ff. "So gewifs also auch die Staatsbürger, als lfn 
terlhanen, zum u n b e d i n g te n Gehorsam verpflichtet sind; so 
wenig sind sie es, nach der Rechts- und Pflichtenlehre und nach den 
Grundsätzen der Religion, zum lei den den Gehorsam. Zu dem 
letztern würden sie aber nur auf zweifache "Yeise genöthigt 
werden können: t) entweder nach der Er 0 bQ I' U n g des Staa--
tes durch einen Fremden, welcher, ohne einen rechtlichen C nte.·-
werfungsvertrag mit den Besiegten, und ohne einen rechtlichen 
Ahtretungsvertrag mit dem bisherigen Oberhaupte drrsell>en 
abzuscbliefsen, die Besiegten dem hlo[sen Zwange der 
"Vi 11 k ü b I' unterwerfen wollte; : 2) oder wenn der Yel'lragsm:i-
fsig an der Spitze stehende Regent ger ade hin und ei g e 11-
mächtig die Verfassung des Staates, deren Aufred,t-
erhaltung er beschworen hat, selbst umstürzen, und durch Ge-
setze und Befehle, welche den Grundhestimrnungen der Yerfas-
sung ~öllig 7.uwider wären (/_. H. durch da> willkührliche Au,-
schreiben unerschwinglicber Abgaben-; oder dllrch den Befel.L an 
protestantische Christen, Katholiken zu werden u. a.), die YYür-
de sittlicher \ Y.sen in seinen C nterthanen zerstören, und ihnen 
den Genufs aller Hechte und aller Bedingungen irdischer \Y obl-
fahrt entziehen wollte. 
In dem er s te n Falle, wo ein fremder Eroberer, ohne durch 
einen Abtretungs - und Unterwer[.lllgsvertrag <Um negieren be-
rechtigt zu seyu, hlofs das Joch des TreiLers und den Zwang der 
VVillkühr gegen das besiegte \ olk anwendete, würde dasselbe 
zum Zwange gegen den Erobe"er, so lange dieser Zu--
stand dauerte, berechtigt bleiben, d. b. es würde das Recht 
hahen, in jellem günstigen Augenhlicke das Joch der \Yillkiihl 
ahzuwerfen, und wieder in die eLn."ligen recbtlichen \ e:l,;ilt-
nisse, wie vor der Eroberung, zurii<:kkehren (wie 1. B. die Bus-
1* 
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da es jetzt fast gefährlich ist, manche Wahr-
heit, so sehr sie m die Augen springen mag, 
sen 1477, nach Abschüuelung des mongolischen Joches, und die 
Schweden im J. 1523, als sie sich unter Gusta .. 'Nasa von Dä-
nemark trennten); oder wenn dieses nicht möglich wäre (wie 
z. B. bei den aus dem Exil zurückkehrenden Juden), eine neue 
rechtliche Verfassung und Gestaltung vertragsmäfsig sich m geben. 
In dem z w e i t e n Falle aber, wenn der rechtmäfsige Regent 
selbst die Verfassung des Staates ei gen m ä c h t i g und .. ö l-
Ii g (??) umstürzen wollte, ka~n nicht der Gesammtheit des Vol-
kes, sondern nur dessen rechtmäfsigen Stellvertretern, wegen ih-
rer gleichmäfsigen Theilnahme an der gesetzgehenden Gewalt, das 
Recht zustehen, den Regenten an die thatsachliche (nicht etwa 
blofs hefürchtete) Verletzung der Verfassung und an die Folgen 
derselben zu erinnern, so wie im äufsersten Falle, - dafern, 
aller Vorstellungen und Beschwerden ungeachtet, die Verletzung 
der Verfassung fortdauerte, und wenn die Yerfassung auf k ein e 
an der e re c h tl ich e 'Yeise gerettet werden könnte, - dem-
selben den Gehorsam aufzukündigen, und den zwischen dem Re-
genten und dem Volke hestehenden Vertrag als aufgeläset zu he-
trachten. Dieses A eu fs er s t e könnte aher nur dan n unter-
nommen werden, wenn theils die '\Viirde der sittlichen Natur in 
den Regierten, so wie ihr necht auf YVohlfahrt u'nd 
GI ü c k sei i g k e i t, theil.< clie Selbsiständigkeit und Unahhängig-
keil des Staates im innern und äufsern Staatsleben nicht anders 
gerettet werden könnte. Doch folgt selbst aus dieser Aufkündi-
gnng des Gehorsams nichts weiter, als da[s der bisberige Regent 
aufhörte, Hegent zu se)"n, und, nach der Auflösung des Vertra-
ges, ins Pr i va t leb e n eintrete, in keinem Falle aber das Recht, . 
den Regenten wegen seiner Hegentenbandlungen zur Verantwor-
tung 7.11 ziehen oder gar zU bestrafen, weil er während der Zeit 
seiner Regierung persönlich unwrletzlich und heilig, und fiir alle 
seine Regentenhandlungen um"erant""ortlich ist. 
So selten auch, namentlich unter christlichen Völkern, die 
ge s chi eh t li ehe Erscbeinung gewesen ist, dafs Hegenten ent-
setlt, oder gar, wie in England Karl 1., und in Frankreich Lud-
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ohne eme Autorität aufzustellen. Nicht möchte 
ich für emen Revolutionär gehalten werden. 
wig XVI., hingerichtet worden sind, so darf doch im philosophi-
schen Staatsrechte die Prüfung dieses Gegenstandes nicht üher-
gangen werden. Denn aus dem Oben gesagten erhellet an sich 
die Unrechtlichkeit und Schändlichkeit des Betragens gegen den 
unglücklichen Karl I. und Ludwig XYL, ein Betragen, ~or weI-
chem nicht blofs gewarnt, soollern das auch durch Vernunft-
gründe nach seiner Abscheulicbkeit entwickelt werden mufs, weil 
einmal Tbatsacben dieser Art nicht aus der Geschichte vertilgt 
werden können. - In Hinsicht der Entsetzung eines Begenten 
ist, in der neuestell Geschichte christlicher Völker, die Thronent-
setzung Gustavs IV. von Schweden, im Jahre Itl09, das wichtig-
ste Beispiel, indem dieser Schritt, durch die Anerkennung seines 
N achfolgers ~on allen europäischen Mächten, seiLst "on diesen 
gut geheifsen ward; denn die Enbetzungen Sei i lll' s llI. und 
lIlustapha's IV. sind aufserchristliche Ereignisse. - In 
der Theorie des Staatsrechts war das sog,'nannte jus resistell-
tiae von jeher einer der schwierigsten Punkte, hesonders weil die 
Geschichte alter, mittlerer und neuester Zeit diese Aufgabe oft 
sehr gewaltsam gelöset hat. Man denke an die Geschichte der 
israelitischen Könige, der persischen Kaiser, der Imperatoren in 
Rom und Byzanz, an die Thronentsetzung des letzten l\Ierowin-
gers im J. 752, an die Thronentsetzung des letzten Karolingers 
im J. 987, Cbristians II. von Dänemark n. s. f. - Es ist wahr, 
no h h es, G ras w i n k el, und mehrere, namentlich Fr. Gen Iz 
(in der Ber!. Monatsscbrift, 1793. Dec. S. 5~2 ff.), selbst K a nt 
in gewisser Hinsicht (metaph. Anfangsgr. der Hechtslebre, S, 174), 
lehren nicbt Llüfs den unbedingten, sondern seihst dell leidenden 
Gehorsanl; allein von der andcrn Seile Jniissen auch ~länner, 
wie Friedrich 11. in dcr angelOgenen Stelle (\ote zU §. 32.), 
v. Fcuerhach (Anti-llohhes, S. \.12 ff.), VOll Jacohi (in 
dem Anti -l\lacchiavel), ~on Schlözer (im allge-
meinen Staatsrechte 0», Hagemeister (in s. Zusätzen wr 
6) Seh ]öze r ~agt daselhst: »Es gipbt kein r,.imcn hlt~~~aL~ nwje-
stati3 in der Bedeuh1(l~ flet' :'ieroue. .E,,,, gieht keine nbcclicutia 
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Das Königreich Sachsen ist emer übermäfsigeu 
Prefsfreiheit wegen nicht bekannt: so möge denn 
der Ausspruch eines von seinelll Könige vielfach 
geehrten Staatsrechtslehrer der Universität Leip-
zig der beschützende Schild fiir eme Meinung 
Uebersetzung von Schnaubert: Auch der Regent u. s. w,), 
Heydenreich (in s. Staatsrechte "'), Theil 2, S.20.), Rüdi-
ger (in s. Lehrbegriffe des Vernunftrecbts und der Gesetzgebung, 
S. 252 ff.), V 0 f s (Handbuch der allgemeinen Staatswissenschaft, 
Tb. I, S.513ff.), v. Eggers (Versuch eines systemat. Lehrbuchs, 
des nato Staatsrecbts, S. 219 ff. "''''), Kr u g (Hecbtslebre, oder 
Syst. der prac.l. Phi\., Th. I. 361~365, und des sen Ha nd b. der 
Phi I. N. A. Theil II. S. 201 f.) -), und viele Andere über 
diesenGegenstan<l verglicbenwerden. (J. Benj. Erhard, über 
das Recbt eines Volkes zu einer Revolution. Jena, 1795. 8.) 
passiva im Stuartschen 'Terstande. Diese Lellre hat die Stuarte 
einen der schönsten Throne der 'Yelt gE'ko~_tet. Dem zufolge 
giebt es ein jus rcsistentiae gegen Usurpatoren und Tyrannen, 
wiewohl nur im Falle ho her Evidenz.t( 
'I) He y den re ich <l. a. O. »"7'"enn der Oberherr sich durc11 
den Bruch rIes '~ertrages, durch Angriffe auf die Gesellschaft 
und ihre Verfassung, als Feind zeigt, so hat die Gesellschaft ge-
gen ihn das Recht des Beleidigten in seiner Unendlichkeit. f( 
.,,) E g ger s sagt S. ~21: »Das ilufserste Mittel, welches die Un-
terthanen wider den Regenten ltaben, ist die Absetzung dessel-
ben. Denn, wenn ~leich der Regent die lUajestät eigenthümlich 
besitzt, so sind die Bürger dennocb befugt, illln dieöe, sobald es 
zuverlä~sig ist, dars er seine Pfiic1lten nicht erfüllt, zu ne]lmen~ 
wenn :kein anderes l\Euel zur Erhaltung des Staates vorhan-
den ist.« 
..... ) h l' ug a. a. O. liDer "~iderstand kann zuerst negativ seyn, 
11lHl 1e~teht dann blors in der ,rerwei!!erung des Gehorsams. Er 
kanu aller auch pOf'it~v, oder eill w-i'-rklicl;er Aufstand werden. 
'lVie weit jede ... mahl ein '!!olcher "'\Yidentand g-ehen dürfe, läfsl 
:-oich im AUgemcinen nicht hesliInmen, sond~rn kommt auf die 
Oringlchkeit- der Umstände <In. und mufs dem Gewissen iiber-
! a .... senwerden. (r 
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seyn, die manchem ]}linistel' höchst gefähdich 
erscheinen könnte. DUl'fte doch Heinrich von 
Co ccej i, III semem Comlllentare über H u go 
Grotins "Verk "de jure belli et pacis,lC schon im 
Wesentlichen dasselbe sagen 18). - In der Thai, 
18) » ridelldum quibus e.Tcessibus summum imperium .:om-
'tnissunz ~ nlagistratusque (l1nissu~'j jure naturali intelligatur ? 
Et dubitari plane lIef/uit) si SU111rllUS nlagistratus tendat ad 
eoerlendulFl I't'lJlpublicalll t>jUSf-/llC stalunz / aut grassetur in 
pernitit:lll popllli~ idrjue Il1un:festllln sz't, quin ipst' hasten1 in-
dual) eOlfue desinat ips 0 ju rc eSse IIJagistratus. Haec enz'm 
per naturaTll ~"ihJl!l.l stare non possunt" l'sse SUlIUlZurn lnagi-
straftll/l) qui tuendoe rCliJllUlicae ac s(]/'vandn populo const':-
lutllS es!} el tendere ad cl'erlendufn reipublicflc staturn} peZ 
populum.' 'luod hostium ct hostile est. Fit ille ex ma{{istralu 
hoslis el perduellis; ex ciee et ci" i lu ti s ca pi te , pere-
grinus. E"t cunl ct~vitas seu populus in corpus L"oierit} status 
sui tuendi causa" non pote,d aTnplius l'ideri corporis filius 
membrum, qui adeo ab illo se separat, ut ejus incolumitati 
insidietur: 'luae pugllant cum affectu ciois, et allilni odiique 
hostitis Slll1t.' ut fucre Athenis XXX" tyranni, ROllwe decem-
C'j'ri, cl tales Cajlls (Caligula) el Nel'o "isi, hostesque jlldi-
cati Sltllt. 
E~('erti au/t'lIl lit>ipllblil'fle status intellicitur.1 etiam cum 
pars status pr (lest'nti ..... ·, seclliaris ce! ecclesiastici, r(Jertitur: 
Clall per pal'/f's lotus i/tl pt:r,'cl'l/ po,-,'St,'J. ( (~occeji Grotius 
illllstl'atus, T. I. pa;;. :\T!. (~r()tius seihst hatte mebr den lei-
denden Gehorsanl ausgedriic1d, und zu diesem kehrte auch ne i n-
rieb von Cocceji, Sn!J"S.1ll1uels y.C., indel'demCommen-
tare seines Y atefs IH~igt'fiiglcIl ~,otc zurück. 
Aucb in der jetzigen Zeit scbeinl dieser bis in cl a s l n-
endlicbe leidende Gehorsam ,iden, j. ,·ielleicbt den mei_ 
slen in V\ irksamkeit lebenden ,staatsnü,"nern sehr zu gd'allen. 
Es ist nicbt zn leugnen. c,' "iet"t iilllen eine g""f,c He'l"emlich-
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was bliebe auch den U nterthanen über, wenn 
sie den Gehorsam einem ·Monarchen nicht auf-
kündigen dürften, der aufhörte, ein Monarch zu 
seyn, der in die Kategorie der Tyrannen, und 
also schon in dieser Beziehung der Verbrecher, 
träte? - Oder ist vielleicht der Despotismus 
defshalb kein Verbrechen, weil er (der Unver-
letzlichkeit des Souverains wegen) nicht mit 
keit dar. Eine Verwaltung zu führen, die keinen Vorwurf zu 
fürchten hat, die jede Responsabilität ausschliefst: - wie behag-
lieb! - Aber nicht zU gedenken, dafs (wie wir glauben darge-
than zu haben) ein solcher Zustand ganz dem"VV esen des Staats-
verbandes widerspricbt, was kann eine Theorie der Art ihren 
Vertheidigern helfen? So lange die Erde steht, haben die Völ-
ker sich solche nicht gefallen lassen, und dieses wird nie der 
Fall seyn. Das CnnatürJiche rächet sich früh oder spät. C ar I X. 
hat in unsern Tagen erfahren, was es sagen will, die Grundge-
setle eines Volkes anzugreifen; und was war das, was er thai 
(oder Tielmehr seine Minister sich zu Schulden kommen Jiefsen), 
gegen dasjenige, was andere Länder Europens ertragen müssen? 
\\löchten doch die Inbaher der obersten Staatsgewalt lernen, so 
lange das Lemen noch helfen kann! Leicht sind, in der Regel, 
die Völker zu gewinnen; es ist so natürlich, den zu lieben, von 
dem man überzeugt ist, dafs er unser Bestes ernstlich will. "La 
politesse, la circonspection, l'indulg~nce llffermissent funion 
eflire les amis el dans Jes familles; elles feront le meme ef-
jt:t dUlIs /In petit elat, 9"i esl une grande familie." (r 0 l-
i /1 ir L) Gewifs aber nicbt allein in einem kleinen Staate, son-
de .. " auch in einem grofsen. "Vie lieben und achten die Preu-
hen ihren König, ocr jene Eigenschaften, die echte Humanität, in 
'" hol.en> Grade hesi\1t! - Das Volk merkt bald, wer ihm wohl 
will. 
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S t ra fe n belegt werden kann? 19) - Sollten 
die Staatsbürger sich von ihrem Despoten so 
lange unter die Fü[se treten lassen, bis er SIe 
völlig unglücklich gemacht und gänzlich zu Skla-
ven herabgewürdigt hätte? - ""Ver könnte so 
unvernünftig seyn, dieses zu behaupten? Auch 
haben von diesem Rechte zu allen Zeiten die 
Völker Gebrauch gemacht, und SIe werden da-
von Gebrauch machen, so lange die Erde steht. 
Ein Nero, ein Calligula ist ein Feind der 
l\lenschheit. Diese köm mt gegen ihn in den 
Zustand der Not h weh r 20). Kann er nicht 
19) »Simulatq,!e se ;nflexit rex in dominatum injustio-
rem, fit continuo tyran nu s, quo nequetaetrius, neque foe-
dills, nec diis ltominibusque invisius anz'mal ullum cocilari 
polest: qui quamquam figura est hominis, morum tamen ;m-
manilale vaslissimas dncit belluas. Quis enim hunc homi-
nem rite di.:l::erit, gui 8ihi cunt suis civihus, qui denique (.'um 
olnni homl:nUlIl ({enere nullam esse juris comTnunionem, nu/-
lam humanitatis sOele/atem "elit? ", eie e r 0, de republica. 
Lib. II. cap. :26. 
20) S. Pu fe n d 0 r f in dem \Yerke de officio hominis et ci"is 
(Lib.II. cap.IX.) ist einer, manchem Minister gewifs mehr zusa-
genden Ansicht. » IIabet dellique peculiarem S alle f im 0 ni am 
sunlTnum imperiunl, ut nOll saluTn ejus jussis legitimis resi-
.<fere nefas sit .. serJ et e/usdem a.'peritas, Ilon seCU$ atque 'i-
beris parclltum morositas, G cip;bus sit pa/ien/er ferenrJa. 
Quin cl ubi atroclssimas injurias illtentewerit, singuli potius 
fuga sib; consulenl, aut quantamcunque calamitatem susline-
bunt, quam ferrum in durum quiclem, st!d tamen parentem 
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unschädlich gemacht werden, so tritt das äufser-
ste Hülfsmittel ein. 
§. 3. 
So einfach die Folgerungen, die ich bisher 
darlegte, aus allgemeinen Grundsätzen sich er-
geben, so unmöglich es seyn möchte, sie zu WI-
derlegen, so schwierig, ja so gefährlich, ist ihre 
Anwendung. - Non enim ibi consistunt e.7:em-
pla unde ca.eperunt; sed, quamlibet in tenuem 
recepta tramitem, latissime evagandi sibi viam 
faciunt (Paterculusj, lehrt uns die Geschichte. 
Leicht ist es gesagt: der Fürst handelt 
dem Zwecke des Staats entgegen.-",Ver 
palriae stringent." Gott I. Ger h. Ti ti u s, der Commenlator 
Pufendorf's, fand dieses jedoch zu arg. und begleitete obige Stelle 
mit folgender Anmerkung: "Quod si "ero Imperans hostilem 
penitus animum, "eI erga singulos, (Jel lotam rempublicam, 
induat, tum d, veilit hosti, posse resisli, eX indole fa-
clae delationis Jadle lz'quet: sed in regnis absolutis rni-
seros subditos spes el faeultas e,Tequendi destituit,. at in li-
milatis citius i17lprobum Imperantem amoliri illi possunt. I/-
lud dubium non habet, quin Principi, ojJicii metas transilienti, 
preces el rationes opponere lieeat, et debebant saepe reipu-
Mieae proceres offici! sut', isto rerum sta/u, eSse observanlio_ 
res, quam '1uidelfl fieri solet,. nee dubitandum, quin his me-
diis, cordale el unanimiter adhibitis, a-:J saniora consilia Im-
perans rcvocuri queat, C/im crebro nOn propria, sed aliena 
libidine in reipublicllC perniciem animeiur.« 
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ist aber der R i c.h t er, der beurtheile, 'ob sich 
dieses auch in der That so verhalte? - Hier 
entscheidet, man murs es offen gestehen, der Er-
folg Z1) . • Und wer wird behaupten, dars schon 
die geringste Abweichung von der Staatsverfas-
sung, also von dem Gesetze des Grundvertrages, 
meiner Aufkündigung des. Gehorsams fiihren 
dürfe? - ""Väre dieses auch nach der strengen 
Theorie richtig 22), so würde doch, diesen Grund-
satz in Anwendung gebracht, die völligste Unsi-
cherheit für die StaatslJürger daraus hervorgehen. 
Alle Augenblicke würde man hefürchten müssen, 
die Staatsverfassung stürze über den Haufen. 
Und wer stände für die Folgen ein? lYIinore di-
scrimine sumi Principem quam quaeri, sagt 
der gröfste Römische Geschichtschreiber. - Fern 
sey solche gefährliche Lehre; sie würde zum 
Verderben der Völker führen. - Soll also mit 
Recht, diefs heifst hier, nach dem, was in der 
Praxis nützlich ist, - salus populi suprema 
21) VergI. Be r g k' s Briefe über Kanfs Rechtslehre, S. 207. 
22) Die.es wird sich nicht leugnen lassen: denn wenn ein 
Contraci von dem einen Theile gebrochen wird, so ist auch der 
andere Theil seiner Pflichten befreit, wen n n ä m I ich k ein 
Richter vorhanden ist, bei welchem auf Erfüllung 
des Co nt r a cl es ge k lag t wer den k a n n. 
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le.7: - von dem Volke der Gehorsam dem Für-
sten aufgekündigt werden dürfen, so murs von 
diesem bös I ich ein solcher Zustand herheige-
führt worden seyn, dars zu befürchten steht, die 
öffentliche Sicherheit, Recht und Gerechtigkeit 
gehen ganz und gar unter; wobei denn freilich 
nicht so lange zu warten ist, bis die Kräfte dem 
Volke verloren gegangen, die Widerstand mög-
lich machen 25). Der Fluch der Völker trifft die-
jenigen, welche leichtsinnig zu einem Mittel grei-
fen, welches nur das äufse'rste seyn murs. 
23) Es wird hoffentlich erlauht seyn, Obiges unumwunden 
zU sagen, da schon im Jahre 17W eben dieses, und zwar mit 
sehr kräftigen Worten, ein Greilswalder llecbtsgelehrter, Pal-
th e n i u s, in seiner Dissertation de dethronisatiOlle sagen durfte. 
"Jam si ea sit principis atrocitas,- ut ad totius populi aut 
ml1joJ'is partis laesionenl pertingat: et hic, quae, quanta, quam 
mulla ci Dopulus, et belli metu el oeii dulcedine, non indul-
geat? Quamquam si exlrema paliatur crudelitatis aut su-
perbiile exempla, 'luis culpet eum, qu'i cOllsumta omn; pa-
tientia, non ea i{fna~ia sil, ut e:r:pectandum sibi pUleI, donec 
de coelo descendal Deus in human; {fener;s !lOstem sua mis-
surus fulmina? imo quis non eum laudet, quod aliquando 
se cirCUTn.',.piciat, ci a Deo repriTn/" putei, gui naturae lege, 
;. c. di<'",a voluntate, coercelur? - Praestal tarnen, aliquam 
es~t! rCTnpublicuTn, quam nullam; praeSlat pacem esse~ quam 
bellum? - Quasi respuhlica sit, in qua leges nomen non 
SUllt, judiciajacent. , , . An ul tu me jU{fu/es et expi-
les, ego interim digitum non mopeam?" .••• Siehe 
Seite 720 der Ausgabe von Pufendorf's angefUhrtem vVerke, 
Leyden, 1769. 
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§. 4. 
Auch selbst bei dem geschilderten Zustande 
darf also nicht sofort Gewalt geltend gemacht 
werden. Ein Monarch ist ein Mensch, er kann 
irren; er kann aber auch von seinem Irrthume 
zurückkommen. Ruhe und Friede sind, aufser 
der gesetzlichen Freiheit der Bürger, in einem 
Staate die schönsten Güter; nicht leichtsinnig 
sind sie auf das Spiel zu setzen. Also ehe zum 
VViderstande zu schreiten, sind die dringend-
sten Vor s tel lu n ge n bei dem Souverain anzu-
wenden, und ,war in A usdriicken der Ehrerbie-
tung, denn die Fürstenwürde mufs bis zu dem 
letzten Augenblicke ihres Daseyns geachtet und 
heilig gehalten werden. 
Zu diesen Vorstellungen sind zunächst die 
Re prä sen t an t eu des V 0 I k es berechtigt; und 
hier eben zeigt sich, wie wesentlich es selbst 
für die Ruhe und Sicherheit der Monarchen, dafs 
solche vorhandeu seyen: denn wäre diefs nicht 
der Fall, so würde diefs Recht der Vorstellung 
dem Volke seIhst sofort zustehen, wie dieses 
auch der Fall seyn miifste, wenn die Repräsen-
tanten des Volks ihre Pflicht zu erfüllen ver-
säumten: denn unmöglich wird man ann~hmen 
können, dafs das Volk jemahls, stillschweigend 
Digitale Bibliothek Braunschweig
http://www.digibib.tu-bs.de/?docid=00044214
30 
oder ausdrücklich, darin gewiJIigt habe, die Re-
präsentanten zu 
sein Schicksal zu 
un um schränkten 
machen 24). 
§. 5. 
Her;ren über 
Haben die Vorstellungen an den, den ßund 
brechenden ~Ionarchen nicht die gewünschte \'Vir-
kung, dann mufs leider zur Erreichung des Zie-. 
24) Unendlich weicht die in diesem §. vorgetragene Theorie 
von derjenigen ab, welche J. J. Rousseau in dem Contratso-
dal über das Verhältnifs des Regenten zu den Staatshiirgern auf-
stellt. Die unsrige folgt aus der Natur der "ehe. Nur in dem 
äufsersten Nothstande, wenn jede andere Hülfe fehlt, wenn alle 
Vorstellungen vergeblich waren, räumen wir den Staatsbiirgern 
das Recht ein, dem Souverain den Gehorsam 3ufmkündigen. Ein 
Recht, welches die Nationen zu allen Zeiten ~on selbst geltend 
gemacht bahen und ewig geltend machen werden. DeI' Verf. 
des Contrat social geht, ein tiichtiger Revolutionair, weiter: er 
stellt den Regenten in die Kategorie au fk ü n d h are r Beamten. 
»Les depositaires de la puissance e.cCcuti"e ne sont point les 
maitres du peuple, mais ses officiers; il pellt les etaUir ef les 
destituer, fJuand il lui plait; il n' est point paur eux de can-
tracter, mais d'obeir." - Diese verderhliche Lehre kann nur 
mit Abscheu betrachtet werden. Schon V 0 I ta ire (in seinen 
iddes republicaines, XXXIV, - Oeupres compl. ed. de Go-
tha, T. XXIX. p. 198.) hat das Irrige dieser Lehre gezeigt. 
Denn seihst ein Staatsbeamter kann nicht willkührlich gekündigt 
werden, wenn er nicht zu der Klasse derjenigen Staatsbedienten 
gehört, denen die Kündigungs-Clausel, ohne l\"achtheil des Gan-
zen, in ibre Bestallung gesetzt werden konnte. Seihst die höch-
ste Staatsgewalt bnn einen Ricbter nicht ohne Vrtheil und Recht 
seines Amtes entlassen. - Die unsterbliche Fürstinn Pa u I i n e 
zur Lippe erkannte dieses durch eine eigene Yerordnung an. 
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les fortgeschritten werden. - Aber (möchte man 
fragen), sollte es hier nicht nothwendig, oder 
doch rathsam seyn, zuvörderst die Ver mit t e-
Iu n g verwandter, benachbarter oder verbunde-
ner Fürsten anzurufen, ehe die Repräsentanten 
des Volkes, oder dieses selbst, den so änfserst 
gefährlichen Schritt der Aufkündigung des Ge-
horsams thäten? - Eine Nothwendigkeit 
dieses Schrittes ist, nach der strengen Theorie, 
nicht zu behaupten: denn in einem unabhän-
gigen Staate steht keine höhere Macht über 
V olk und Fürsten. In der Praxis kann die An-
rufung einer Vermittelung aber äufserst I' ä t h-
li c h seyn: dann nämlich, wenn wegen der 
Schwäche des Volks zu fürchten stände, dafs 
eine dem Wohl des Ganzen gefährliche Ein-
mi s c h u n g Fremder Statt haben könnte. Be-
sonders ist dann jene Vermittelungs -Erbittung 
räthlich, wenn das Volk gleichsam erst vorläu-
fig den Gehorsam aufgekündigt hat, und nun 
aus diesem provisorischen Zustande ein definiti-
ver hervorgehen soll. Urherhaupt müssen das 
Volk und seine Ptepräsentanten, im Falle des in 
Frage stehenden gro[sen englückes, den höch-
sten Grad der lVIäfsignng zeigen und auf das 
Aeufserste jede Uebercilung vermeiden: denn hier 
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stehen die edelsten Güter auf dem Spiele. Da-
durch beweisen sie nicht nur, dafs SIe nur aus 
Noth handeln, sondern sie handeln auch selbst 
dem Rechtsprincipe gemäfs. Ist von der Erbit-
tung einer Vermittelung irgend ein Erfolg zu 
erwarten, so ist diese keinesweges zu vers:iumen. 
§. 6. 
Gehört das Land, dessen Fürst Veranlassung 
gab, ihm den Gehorsam aufkündigen zu müssen, 
einem S t a a te nb und e an, dessen :Mitglieder 
sich wechselseitig ihre Staaten garantirt hahen: 
so ist es im höchsten Grade räthlich, diesem 
Staatenbunde die Gründe zu entwickeln, weswe-
gen zu dem äufsersten Hülfsmittel hat geschrit-
tcn werden müssen, um jede gewaltsame Ein-
schreitung zu vermeiden. Es kann aber dieser 
Bund nicht Richter zwischen dem Volke' 
und dem Fürsten seyn, In sofern der 
Staat, von welchem die Rede ist, zu den 
völlig unabhängigen Staaten gebören 
w Ü I' d e; es sey denn, dafs Fürst und Volk die 
übrigen Bundesfürsten ausdrüc1dich als Richter 
in ihrer Sache anerkenneten. Es wiirde das Ge-
gentheil dem Begriffe der Unabhängigkeit der 
Staaten widersprechen. "Väre jedoch ein B u n-
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des ger ich t vorhanden, dann verhielte sich die 
Sache völlig anders. Die Bundesstaaten wären 
dann zu dem höhern Grade der Civilisation vor-
geschritten, in soweit ihre vollständige Unab-
hängigkeit aufgegeben zu haben, dafs sie, zur 
Handhabuug des Rechts, nicht nur unter sich 
selbst, sondern selbst zwischen den Fürsten und 
den ihneu unterworfenen Yölkern, einen Obern 
anerkenneten. In diesem :Falle mü[ste aber auch 
schnelle Gerechtigkeit zu erwarten stehn, damit 
das Volk nicht zu befürchten hahe, vor erfolg-
ter Entscheidung in den Zustand gesetzt zu wer-
den, dafs es ihm unmöglich werde, dem Verder-
ben zu entgehen. 
§. 7. 
Möchte doch das Deutsche Vaterland des 
Glückes theilhaftig geworden seyn, dafs ein ober-
stes Bundesgericht, dem Kraft und VVille 
wäre, die Gerechtigkeit, selbst zwischen den Für-
sten und ihren Völkern, schnell zu verwalten, 
an semer Spitze stände! "Vas könnte hindern, 
wollte man es ernstlich, dars noch jetzt dieser 
gro[se l\'Iangel ersetzt würde? - Selten, oder 
vielleicht nie, empören sich die Völker ohne Ur-
sache. Was ist für ein Nutzen für das Ganze 
3 
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zu erwarten, wenn der Aufstand emes Volkes 
durch die bewaffnete Macht der Benachbarten 
zurückgedrängt wird, gleichsam eine für kurze 
• Zeit unterdrückte Krankheit, wenn die Ursache 
der Volksunzufriedenheit nicht gehoben ist? 25)_ 
25) Die Bestimmungen der Arl. XXV Ef. der Schlufs-
Acte des Deutschen Bundes vom 15ten Mai 1820 sind be-
hnnt. Sie enthalten die Vorkehrungen, welche der Bund ehen 
so berechtigt als verpflichtet ist, eintreten zu lassen, wenn die öf-
fentliche Ruhe in einem Deutschen Staatsgebiete gefährdet wor-
den. Auch sagt der Art. XXVII. ausdrücklich: "Die Begierung. 
welcher. eine solche Hülfe zu Theil geworden, ist gehalten, die 
'Bundesversammlung von der Veranlassung der eingetre-
te ne n 11 n ru h e n in Kenntnifs zu setzen, und von den zur Be-
festigung der wiederhergestellten gesetzlichen Ord-
n ung getroffenen l\laafsregeln eine beruhigende Anzeige 
an dieselbe gelangen zu lassen:" aber nicht deutlich ist es, oh bierin 
die Berechtigung der Bundesversammlung anerkannt sey, zu un-
tersuchen: ob die Veranlassung der Unruhen auch der 
Wahrheit gemäfs angegeben? Und ob den Cntertha-
nen nachgelassen, G r ü n d e dar z u leg e n, die es ihn e nun-
möglich machen, irgend einen (dochdcnklichen) Druck 
von Sei te n der R e gi er u n g fe rn erz 11 er t rag e n, und also 
die Nothwendigkeit einn Hülfe von ,seiten des Bundes auszuführen? 
- Es scheint Beides theils in der Natur der Sache zu liegen, theils 
auch durch den Art. XXIX. der ec.wäh'uten Schlufs-Acle au~ge­
sprochen zu oeyn. - Es lautet dieser: ,,\'V enn in einem Bun-
desstaate der Fall einer Justizverweigerung eintritt, und 
auf gesetzlichen '\Vegen ausreichende Hülfe nicht erlangt 
werden kann, so liegt der Bundesversammlung ob, erwiesene, 
nach der F'erfassung und den bestehenden Gesetzen 
;edes Landes zu beurtbeilende Beschwerden über verweigerte 
oder gehemmte Hechtspflege anzunehmen, und darauf die ge-
r i c. h t I ich e Hülfe bei der Bundesregierung, die zu der Beschwer-
,Je Anlafs gegeben hat, zu bewirken." - Verbindet man dieses 
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Einem tugendhaften, das Recht heschützendell 
und handhabenden Fürsten wird die Masse des 
Volkes mit Liebe anhängen: er hai; nichts von 
Meuterern zu befürchten. Möge immer durch 
böse Menschen die R~he augenblicklich gestört 
werden; die Guten werden sie bald herstellen. 
Man führe hiergegen nicht Bel gi e n an. Der 
Monarch ist gut und edel, ihn trifft kein Tadel: 
der Fehler liegt darin, dars zwei, in Sitten und 
Religion gänzlich verschiedenartige 'ölker ge-
waltsam verbunden wurden. 
rächt sich früh oder spät. 
Das Cnnatiirliche 
mit der ßestimmung, dafs eine in anerkannter VVirksamkeit be-
stehende landschaftliche Verfassung nicht einseitig abge-
ändert werden darf (Art. LVI.): sO sollte man allerdings glau-
b~n, auch Eingriffe in die Verfassung und ein daher rühren-
der Druck der Untel'thanen könne (wie ehemahls bei den Reichs-
gerichten) auch jetzt bei den Landesgerichten zur Sprache g"-
bracht werden. - Aber welche Regierung wird sich dieses ge-
fallen lassen? - rnd welche Gründe skhen auch nicht (die Sa-
che genauer belpucblet) einer solchen Ausl~gung enlg<'gen? ~ 
Soll also der Deutsche Staatsbürger in seinen edelsten und we-
sentlichsten Recbten Scbutz haben; soll jede El1fschuldigung ei-
ner Widersetzlichkeit wegfallen: so ist du rc haus ei n h öch_ 
stesBundesgerirht, zum Ersatz der Reichsgericht<!, 
nÖlhig. 
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§. 8. 
Obige kurz entwickelte Grundsätze scheinen 
flUI" Folgendes darzuthun; 
J. Ein Volk, dessen natürliche und bürgerli-
che Rechte, also auch dessen Staatsverfas-
sung, der Fürst verletzt, hat, als äufser-
stes ~'li ttel, das Recht, ihm den Ge-
horsam aufzukündigen, wodurch die 
oberste Staatsgewalt unmittelbar 
auf seinen rechtmäfsigen Nachfolger 
übergeh t. 
Il. Das Volk handelt sicherer und der Poli-
tik gemäfs, (im Fall es nicht zu den mäch-
tigen, factisch völlig unabhängigen Völkern 
gehört), wenn es einen solchen Fürsten vor-
läufig nur unschädlich macht; die endlichen 
Verfügungen aber (ist dieses möglich), zwi-
§chen dem Nachfolger des Regenten und 
den verwandten, verhündeten oder domini-
renden benachbarten Höfen ausmachen läfst. 
Gehört der Fürst zu e~ner mächtigen Dyna-
stie, dann ist diese gewifs vorzüglich zu ei-
ner gerechten Einwirkung und Vermitte-
lung aufzufordern. 
Sclnver wird es jedoch stets zu hewirken 
seyn, einen Regenten zum Aufgeben seiner An-
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sprüche zu bewegen, weil (wie Tacitus, der 
grorse Menschenkenner, sagt) regihus aequa, ne-
dum infima, insolita sunt 26). 
Bei einer solchen Vermittelungs-Erbittung-
wird .das Volk, welches dazu schreiten murst ... 
seinen Fürsten vorläufig unschädlich zu machen, 
sein Glück schwerlich aufs Spiel setzen. Es" ist 
nämlich keines weges anzunehmen, dars die ver-
mittelnden Fi1rsten sich mit dem ungeheuern Ull-
recht beladen werden: einen Tyrannen 27) (und 
uur einem solchen darr der Gehorsam gekündigt 
werden) in Schutz zu nehmen. Nicht nur ihre 
eigene Ehre, sondern auch ihre Sicherheit 
erfordert das Gegentheil. Wenn selbst der ehr-
liebende Bürger in seinem Kreise den Verletzer 
heiliger Pflichten nicht duldet: wie liefse es sich 
denken, dafs K ö n i ge, sie, die auf den Höhen 
der Menschhei t stehen, für Ehre weniger em-
pf:il1glich seyn sollten! Es scheint an Verbre-
chen zu gr:inzen, einen solchen Gedanken auch 
nur ll1 sich aufkommen zu lasseJl. Und nicht 
minder wichtig ist der zweite Grund. Es ist 
26) Annal. H. 42. 
27) Hoc nomen Graeci regis il1ju~'ii eSSe '·Oiu;l'lJIlJ. Cir. 
rte rep. IL 27. 
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wesentlich, dar:~ der höchsten VVürde die höch-
ste Achtung hleibe. 1\Iit der Achtung verlöre 
sie die Sicherheit. Auch verlangt ja das un-
gJiickliche, Hülfe und Itettung von den gröfsten 
Leiden erflehende Volk nicht etwa, in den U r-
zustand der Gesellschaft zurückzutreten, um eine 
neü"e Fürstenwahl vorzunehmen - ein solches 
Recht zu behaupten, so lange noch ein legitimer 
Nachfolger vorhanden ist, wäre dem allgemeinen 
Staatsrechte zuwider -; nein, es verlangt nur, 
dafs der Thron für erledigt gehalten werde, um 
von dem rechtmäfsigen Erben bestiegen zu werden; 
es verlangt nur Anerkennung der gerechten Sa-
che. - Sicherer und regelmäfsiger wäre 
es: k.önnte diese bei einem obersten Ge-
richtshofe geltend gemacht. werden. 
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Einige "Vorte 
üb er die 
Unverletzlichkeit des Staatsoberhaupts 
uud die 
,Verantwortlichkeit seiner Minister. 
§. 1-
"V\T eun, wIe m vorstehender Abhandlung darge-
legt worden, der Monarch der oberste Repräsen-
tant des National-Willens ist, wenn ihm die 
höchste Würde im Staate zusteht, und er, in 
dieser Hinsicht, als mit der M a je s t ä t beklei-
det angesehen werden mufs, so folgt hieraus, 
dafs es höchst wesentlich sey, ihn persönlicher 
Verantwortlichkeit, so wenig als irgend möglich, 
blofszusl ellen. Eine solche schadet nidlt nur 
seiner höchsten vVürde, sondern sie fUhrt auch, 
wie in die Augen leuchtend ist, gar leicht zu ei-
nem Zustande im Staate, der für den verderb-
lichsten angesehen werden mufs, nämlich zur 
Anarchie. vVenn jedoch der l\lonarch de 11l 
Z w e eire cl e s S ta a t F> P Il I g e gen h an d e J I, . so 
Digitale Bibliothek Braunschweig
http://www.digibib.tu-bs.de/?docid=00044214
40 
muf's, nach der Theorie, angenommen werden, 
(wie ~vir glauben ausgeführt zu haben) 1), da[s 
aie }!litglieder des Staats ihm, im äu[sersten 
Falle, den Gehorsam aufkündigen können, und 
in die.'ier Beziehung ist er in sofern responsa-
bel, als die Folgen jener Handlung wenigstens 
etwas einer Strafe Analoges haben. In einem 
Staaten-Verbande, wie ihn das D e u t s c he Va-
terland jetzt darstellt, würde dieser äufser~te 
Fall (der Gehorsams-Aufkündigung) dadurch in 
der Theorie g:tnzlich beseitigt werden, da[s die 
Deutschen Fürsten einem obersten Bundes-
ge ri eh t e unterworfen würden, bei welchem die 
Repräsentanten des Volkes auf Erfüllung des 
Staatsvertrages (wie wir ausführten), wenn sol-
cher von dem Fürsten verletzet würde, klagen 
könnten. Ein gro[ser Schritt zu der höchsten 
Civilisation, in Beziehung auf öffentliches R.echt, 
würde durch die Errichtung eines solchen höch-
sten Gerichtes gewi[s gethan 2). Aber es giebt 
1) Hier stehe noch nachträglich die Bemerkung, dafs, wollte 
man das ausgeführte Widerstandsrecht des Volks nicht anerken-
nen, dann eine sehr hedeutende Zahl der Europäischen Monar-
chen ihre Legitimität verlieren und als Usurpatoren er 
,,;heinen würden. 
2) Auch im vormabligen Deutschen Reiche war es nie h t 
;: a 111. unmöglich, e' dahin zu bringen, daf~ ein Landesfürst we-
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no ehe I n Mittel, nicht nur m emer völlig iso-
lirt stehenden Monarchie, sondern auch in ei. 
ner solchen, wie sie die Deutschen monarchi-
schen Staaten darstellen, jeden Angriff auf die 
Persönlichkeit des }\fonarchen ( wen n die s e r 
nur nicht mit Gewalt gegen die Verfas-
~u n gei n schrei t et) abzuwenden, die auch in 
den sogenann ten c 0 n s ti tut ion e l1 e n S ta a t e n 
D eu t s chI a nd s nicht unbenutzt geblieben ist5): 
dieses ist die Ver a nt wo r t I ich k e i t der Mi-
nister gegen die Repräsentanten des 
Volk s. Würde dieses Mittel zugleich mit dem 
in einem Bundesgerichte liegenden verbunden: 
so scheint es mir, dafs die Fürsten Deutschlands 
einer Sicherheit genössen, die, so lange das Bun-
desgericht seine Pflicht thäte nnd thun könnte, 
eine absolute genannt werden müfste. Würde 
in den Verfassungen der einzelnen Deutschen 
gen Mifsbrauch der Regierungsgewalt für regierungsunfabig er-
J.J~rl wurde. S. Lei s t' s Lehrbuch des Deutschen Staatsrechts, 
2te Aufl., S.83, 138, 225, 524. 
3) In Beziehung auf Bai ern, s. P ö I i tz' s Staatswissenschaf-
ten, Th. IV. S.412; auf "Vürle m b er g, daseJbst, S. 431, 446; 
auf Bad e n, das. S. 449; auf das Grofsh. He 5 sen, das. S. 465, 
475; auf Sachsen- Weimar, S. 490. - Selbst die nicht in 
das Lehen getretene Verfassungs-Urlmnde von Ku I·h es sen hatte 
in dieser Beziehung eine Bestimmung. P ö I i t" a. a. O. S.46O. 
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Länder bestimmet (wie z. B. der 12te Art. der 
Französischen eh art e vom 7ten August 1830 
vorschreibt): 
"Die Person des Fürsten ist heilig und 
))unverletzlich. Seine Minister sind (ler-
)) antwortlich 4); 
und zugleich: 
"Jede Handlung der Gewalt des Fürsten 
"kann nur dr/-rch schriftliche Ausfer-
"tigungen ausgeübt werden, und diese 
))Ausfertigungen haben nur dann Gültig-
"keit, wenn sie von dem Minister, in des-
"sen Departement sie einschlagen, contra-
"signirt sind; « 
so ist schon hierdurch der Monarch, sobald er 
nur, wie schon bemerkt worden, nicht diese 
constitutionelle Form mit Gewalt, ohne die Mit-
wirkung eines Ministers, angreift, für jede per-
sönliche Zurechnung sicher. Schritte er gegen 
die Verfassung gewaltsam ein, dann wäre er 
den Volksrepräsentanten vor dem Bundesge-
r ich t e verantwortlich. Die in der obigen Ab-
handlung dargelegte re.ch tliche Möglichkeit ei-
4) Vergl. Art. 56. der Charte constitutionnelle von 1814, und 
Art. 47. der von 1830. 
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ner Aufkündigung des Gehorsams fiele also auch 
hier weg, und bliebe nur für den in der Theo-
rie nicht anzunehmenden Fall noch vorhanden: 
dars das Bundesgericht die ihm übertragenen 
Functionen nicht ausüben wollte, oder nicht aus-
üben könnte; in welchem Fall freilich das Na-
turrecht seine Wirksamkeii wieder zeigen würde. 
§. 2. 
Bei welchem Gerichle sollten aLer 
die Minister der Deutschen Staaten von 
den Volksrepräsentanten (Landständen) 
zur Verantwortung gezogen werden kön-
ne n? - Bei der Voraussetzung eines Bundes-
gerichtes, uustreitig am zweckmärsigsten bei die-
sem. Es stände dieses iR einer Höhe, die den 
Stürmen und N ebeIn der niedrigem Regionen 
unzugänglich wäre. Da jedoch bis jetzt wenig 
Aussicht vorhanden, darses der Deutsche bis 
zu einer.! Bundesgerichte bringe, nichts aber 
leichter (bei gutem VVillen der Herrscher) er-
scheint, als dars ein einzelnes Land eine Verfas-
sung erhalte, die das Volk zufrieden, den Für-
sten aber sicher steHe: so wäre bis dahin, dars 
ein Bundesgericht errichtet wÜllde, ein S t:i. a t s-
gerichtshof, wie im Königreich Würtem-
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bel' g 5) verfassungsmäfsig bestimmt worden, oder 
das oberste Gericht des Landes die passendste 
Behörde, um den Procefs gegen einen Minister 
zu instruiren, damit das Urtheil vou einer 
auswärtigeu (nicht von den Parteien ausgenom-
meneu) Juristenfacultät gesprochen würde 6). 
§. 3. 
Der aufserordeutliche V ortheil , der schon 
aus dieser letzten, wiewohl noch unvollkomme-
nen Einrichtung hervorgehen würde, springt so 
sehr in die Augen, dafs, ihn weitläufig auszu-
führen, völlig überflüssig erscheint: 
1. Der Fürst wäre, so lange er nicht, mit Um-
gehung der Minister, gewaltthätig handelte, 
völlig sicher; 
5) Diese Behörde erkennet über l..1nternehmungen, welche 
auf den Umsturz der Verfassung gerichtet sind, und über Ver-
. letzung einzelner Puncte der Verfassung. Sie besteht aus eine~ 
Präsidenten und zwölf Richtern, wovon der König den Präsi-
denten und 6 Richter aus den Mitgliedern der höhern Gerichte, 
die Ständeversammlung aber die andere Hälfte, nebst 3 Stellver-
tretern im Zusammentritte beider Kammern aufserhalb ihrer Mitte 
erwählt. - Anklage und Vertbeidigung geschieht öffentlich. S. 
Pölitz a. a. O. S. 446. 
6) Doch ist nicht zu leugnen, dafs diese Art der gerichtli-
chen Entscheidung hier nur für einen Nothbehelf zu hal-
len isl. 
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2. die Minister hätten, sich auf ihre Verant-
wortlichkeit stützend, eIn Recht, den Au-
ordnungen des Fürsten, die sie für uncon-
stitutionell hielten, zu widersprechen, diefs 
heifst hier, ihre Mitwirkung zu verweigern; 
3. den Ständeu wäre ein Weg gebahnt, oh-
ne die Sicherheit des Vaterlandes in Gefahr 
zu setzen, dieses vor Ungesetzmäfsigkeiten 
zu schützen; 
4. die Staatsadministration hätte eInen be-
ständigen Impuls, gesetzlich zu handeln; 
5. Wären die Minister bestraft, dann den Für-
sten auch noch Nachtheile empfinden zu 
Jassen, erschiene als U ngerech tigkei t, und 
würde von der Bundesversammlung (als die 
Sicherheit des Ganzen gefährdend) mit 
R.echt geahndet werden können. Hier träte 
nämlich die Verpflichtung ein, die wechsel-
seitige Garantie der obersten Staatsgewalt 
geltend zu machen 7). 
7) Zu bestimmen, wie die Französische Charte von 1814, 
Art. 56. that: »Die Minister können nur wegen Verrath (fail 
de trahison) oder wegen Concussion in Anklagestand gesetzt 
werden,« scheint nmweckmäfsig. Jede Verletzung der Verfas-
sung murs dazu berechtigen. Verg\. Gazelle des tribunaux vom 
25.Aug. 1830, und Hitzig's Annalen der Criminal-Rechtspflege, 
Band 111. Heft 1. S. 221. 
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$. 4. 
Sind denn aber. in Staaten, die man (im Ge-
gensatz von den jetzt sogenannten eonstitutionel-
len) ganz uneigentlich nich t -c ünsti t u ti on elle 
nennt, die[s ist in solchen, die nur gewöhnliche 
Deutsche La n d s t ä n d e 8) haben, die ~Iinister 
diesen nicht verantwortlich? ---..: Man murs leider 
antworten: Ne i n. - Sie er fil 11 t e n entweder 
den 'Villen des F'lirsten, oder sie handelten ge-
gen oder ohne seinen Willen. Im ersten 
Falle handelten sie nur als Maschinen ihres 
Her r n (was im äu[sersten Fall e gegen die-
sen Rechtens, haben wir ausgeführt), dieser si-
chert sie durch seine oberste Gewalt, sol an g e 
diese besteht 9). Im zweiten .Falle kann sie 
8) Ich bin weit entfernt, z~ behaupten, dafs ein Land, weI-
ches gewöhnliche Deutsche Landstände hat, eine geringere Ga-
ranlie der öffentlichen Freiheit uud Gesetzmäfsigkeit hahe, als ein 
sogenannter constitutioneller Staat: vorausgesett.t, daf. d~n Stän-
den nicht die wesentlichsten Gerechtsame genommen, daf. sie 
unabhängig und patriotisch, und dars sie sich, erforderlichen Falls, 
selbst zusammenberufen können. Dieses Letzte ist durchaus er-
forderlich, wenn das ganze ständische Institut nicht ein Spiel-
werk in der Hand des Fürsten seyn soJt; es müfste denn seyn, 
dafs, wie in England , die öffentlichen Abgaben nur für ein 
Ja h r verwilligt würden. In diesem Falle ist die Verfassung 
hierdurch .iemlich garantirt. Uebrigens ist selbst die Englische 
Volksvertretung mehr s tän d is eh, als rep rä sen ta ti v. 
9) Wenn es in der Constitutions-Urkunde des Königreichs . 
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der :Fürst e nt las sen, und ist ihr Vergehen grö-
berer Art, sie VOr Ger ich t s tell e n; das Volk 
aber und dessen Stände haben dieses Recht 
nicht; diesen steht nur in den dargelegten Fäl-
len das Recht der N othwehr zu 10). 
Westphalen (Art. 20.) hiefs: "Les ministres seront responsa-
bles, chaqu'un po ur sa partie, de l'execution des loix el des 
ordres du Roi,,, so war es diese Y erantwortlichkeit gegen den 
Souverain, von der die Hede war. Na pol e 0 n haUe sich wohl 
gehütet, die Minister einer Anklage von Seiten der Stände aus-
zusetzen. Dann würde die Verfassungs-erkunde nicht so häufig 
hahel] verletzt werden können, als geschah. - Der Staatsrath, 
welcher ganz "-om Könige abhing, erkannte über die Frage: oh 
Verwaltungsbeamte (abo auch Minister) vor Gericht gestellt wer-
den sollten. Art. 27. der ';Vesfphäl. Conslitutions_ Urkunde. 
10) In der erneuten Landtags - Ordnung des Herzogthums 
Braunschweig vom 19ten Januar (25. April) 1820 findet sich §. 32. 
folgende Vonchrift: 
» Um den verfassungs- und ordnungsmäfsigen Gang der Staats-
geschäfte und die öffentlichen Beamten wegen ihrer Verantwort-
lichkeit zU sichern, werden die unter der höchsten Unterschrift 
des Landesherrn ,erlassenen Rescripte und YerfUgungen jedesmahl 
auch mit der Contrasignatur eines Ministers oder Geheimen-
Raths versehen, wodurch diejenigen Collegia und Staatsdiener, 
an welche selhige gerichtet sind, und Alle, die es angeht, sich 
vergewissern können, dafs die betreffende Angelegenheit durch die 
rechte Behörde verfassungsmafsig an den J,andesherrn gelangt, 
und Höchstdesselben Entschlufs darüber, nach geschehenem Y or-
trage und vernommener Meinung des Geheimen-Raths-Collegii, 
gefafst worden sei. Es kann daher eine, mit der erforderlichen 
Contrasignatur nicht bezeichnete Verfugung des Regenten in Lan-
desangelegenheiten nur als erscblicbell angeseben wel'den." 
Es ist einleucbtend, dafs h i e r nicht von der Verantwortlicb-
keit, der Minister gegen die' Stände, sondern von der Verant-
wortlichkeit der öffentlichen Beamten, welche landesfLirstliche Re-
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Dieses ist ja, wird man einwenden, em 
scheuf.'llicher Zustand der Dinge; ist denn nichts, 
was den Minister in einer nicht- constitutionellen 
Monarchie bestimmen murs, sich dem ungesetz-
lichen Willen seines ~lonarchen zu widersetzen? 
- Ja, es ist ein solcher Grund vorhanden, und 
dieser heirst: die Ehre. Sobald ein Monarch 
seinem ~linister etwas auszurichten befiehlt, wel-
ches ihm die im lnnern nie schweigende Stim-
me auszurichten verbietet, dann mufs er lieher 
in den Privatstand zurück, ja, ist es nöthig, in 
den Tod gehen, als den ungerechten Befehl er-
füllen. » Il n'y a run" (sagt der unsterbliche 
scripte und Verfügungen in Ausführung bringen, die Rede ist. 
Diese sollen sicher gestellt werden. - Sollte man es glauben, 
dafs diese zwar an sich zweckmäfsige, aber so wenig ausrei-
chende Verfügung so dargestellt worden, als wenn dadurch der 
Fürst in der Ausübung seiner Souverainetäts - Rechte gehindert 
werden könnte?! - Befahl der Fürst die Contrasignatur , so 
blieb dem Minister (wenn Vorstellungen vergehlich waren) nichts 
übrig, wenn er jene gegen seine Pflichten hielt, als seinen Ab-
schied zu fordern, oder zu erwarten, welche Wirkung seine Wei-
gerung hatte. Setzte er sich jedoch über die Stimme im Innern 
hinweg, wurde er durch Umstände bewogen, diese zU unter-
drücken, dann wurde er durch diese Handlung, im Sinne d-er 
cons titu ti on ellen Monarch i en, nicht responsabel. _ Lei-
der hat übrigens die Erfahrung gezeigt, wie wenig Hülfe eine 
solche, mit keiner ausdrücklichen Responsabilität verbundene Con-
trasignatur helfe. - "\IV 0 ein Fürst unumschränkt gebietet, wird 
es selten an Personen fehlen, die Alles, was er verlangt, unter-
zeieMen. 
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Verfasser des ,,y erks de I'Esprit des loi.T) , ll) 
dans la monqrchie que les loi.T, la religion 
el I' honneur prescripent tanl 'lue I' ohiissance 
aux polontis du Prince: mais cel honneur 
nous dicte 'lue le Prince ne doit jamais nous 
prescrire une action qui nous dishonore, par-
ce qll,'elle nous rendroil incapahle de 
le serpir.cc Als Carl IX. von Frankreich dl'fll 
Viconlte Dar t c, welcher das Commando zu 
Bayonne fiihrte, schrieb, auf llnschuldigeßürgl'r 
fenern zn Jassen, so schrieb er dem König!' ,,,iedl'!'. 
"Sire, je n'ai trou",i parmi les gens-de-g71erre 
que des hrapes soldats , el pas lIn hOllrre{1u: 
ainsi eU.T el moi supplions rOtre Majesli d' em-
ployer nos hras el nos pies a choses jai-
sahles." - Es hielt, sagt Montesquieu, die-
ser grofse und muthvolIe Mann eine schlechte 
Handlung Bir eine Unmöglichkeit - Auch zu 
unserer Zeit gab es einen General, der so 
handelte, und auch jeder Minister, dem sei ue 
Ehre theuer ist, mufs eine ihm anbefohlene U 11-
gerechtigkeit für eine nicht ausführbare Sa-
che halrl'l1 lZ). 
11) Cap. 11. S. 27. der Genever Ausgabe in 4. v. 174~. 
12) Auf das genaueste bandeln nach den Grundsätzen der 
4 
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Ebre diejenigen Minister, welcbe (obne dafs ibn e nungesetzliche 
Handlungen befohlen wären) es verschmähen, einem Fürsten zu 
dienen, der die Gesetze der Ehre nicht beobachtet. Mit welchen 
Gefühlen wiirde auch ein rechtlicher Mann in der Abbängigkeit 
von einem Fürsten stehen müssen, dessen einziger Lebenszweck 
eigener Vortheil und eigenes Vergniigen wäre; ja der viel/eicht. 
seinen Handlungen nach, zu der Klasse gemeiner Verbl'ech;er ge-
hörte? Gewifs würde M ä c e n a s es verschmähet haben, der Mi-
nister eines Ti b er i u s zu seyn, für diesen schickte sich besser 
ein Se j a n u s. - Scbon ein gemeiner ebrliebender Domestik 
wird nicht in einem verdächtigen Hause dienen woBen. 
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heiden Abhandlungen erörtert sind, liegt Jie 
Frage sehr nahe: 
Sind die Staatshürger, nach den Grund-
sätzen des allgemeinen (natürlichen) Staats-
rechtes berechtigt, die Verhesserung einer 
(der Theorie nach) fehlerhaften Staats-
"erfassung nöthigenfalls mit Gewalt, d. i 
durch rersagllng des Gehorsams, Zli for-
dern? 
Diese Frage iSl unbedingt zu verneinen, wenll 
die oberste Staatsgewalt dem Zwecke des Staats· 
yerhandes (Herrschaft des Rechts) nicht enf gegen 
handelt. 
Zmörderst ist hier zu bemerken, daLs es 
annoch sehr problematisch ist, und,. der Katur 
der Sache nach, wohl ewig prohlematisch blei-
hen wird, wie in einem grgebenen Falle -
denn nur von diesem kann hier die Rede seYlI. 
da die Verschiedenheit der Völker lInd Ländf'1" 
yerschiedene Staatsverfassungen erfordern - eme 
Verfassung beschaffen seyn mü[ste, U!ll ein/' \. 0 f i-
kom m c ne genannt werden zu können. YV ollt e 
4'" 
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Tllan also den Bürgern das Recht einräumen, ge-
gen angeblich unvollkommene Staatsverfassungen, 
aus dem Grunde ihrer Unvollkommenheit, an-
zukämpfen, so wiirde, bei der Verschiedenheit 
der menschlichen Meinungen, der Staat nicht 
ein festes, sondern ein jeden Augenblick dem 
Umsturz ausgesetztes Gebäude darstellen. Also 
schon der Zweck des Staates (dauerhaftes Glück 
der Bürger) schliefst die Bejahung der aufge-
worfenen Frage aus. 
_ Aber auch die strengste Theorie führt zu 
einem ,gleichen Resultate. "Vie ohen gezeigt 
worden, ist anzunehmen, dafs der Staatsverband 
und seine bestehende Yerfassung das Ergebnifs 
eInes ausdrücklichen oder stillschweigenden Ver-
Irages sey, welcher auf ewige Zeiten, seiner 
Natur nach, geschlossen worden. Räumte nun, 
wie z. B. in Dänemark, dieser Vertrao- dem ., 
Monarchen absolute Rechte ein: so ist auch die-
ser Vertrag gültig, und bleibt es so lange, als 
die oberste Gewalt von diesem Rechte keinen 
l\Iifsbrauch macht. Benutzt ein solcher absolu-
leI' Monarch sein, allerdings exorbitantes Recht 
lediglich da7.u, seine Unterthanen glücklich und 
zufrieden zu machen, gewährt und schützt er 
ihnen jede J<'reiheit, welche die edele Natur des 
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Menschen verlanget 1), blühen unter semem wohl-
thätigen Scepter Künste und Wissenschaften, ist 
er, mit einem Worte, ein Friedrich "Til_ 
helm der Dritte: was für ein Recht könnte 
dann der Staatsbürger haben, eine Y erfassung, 
die .ihm mangelhaft erscheint, anzugreifen? -
Aber, wohl verstanden, diese an sich mangel 
hafte, und doch so herrliche Resultate liefernde 
Verfassung murs in anerkannter "Virksal;l 
k e i t bestehen. Nie bnn es der Staatsgewalt, 
unter dem Vorwande, d:1S Volk beglücken zu 
wollen, erlaubt seyn, den Absolutismus einzu-
führen. Gegen diesen Versuch tritt das Re c 11 1 
der Nothwehr em. Es gieht aber Länder, 
deren Verfassung offenbar fehlerhaft ist - denn 
unmöglich kann man die Verfassung, als solche, 
nur der Vollkommenheit sich eil1igermafsen na· 
hend, nennen, "cum" (um mit'Cicero zu re-
den 2) "apud unum es! omnt'um rerum sum 
ma ,( -: und wo dennoch gröfsere bürgerliche f'rei-
heit herrschet, als in sogenannten Freistaaten. In 
1)',. rirtus eadem jfl homine ae ü, deo es!, nequl' ullo 
alio in{{en,'o praeterea. Est autem virtus nihil aliud, '1uam 
in se perfecla et ad summ um pel'duäa nalara: esl 'gitur 
homini curn deo similitudo." Cicero, d .. legibUS, Lih. l 
cap.8. 
2) Vi" republ, Lib. I. cap. :!Ii. 
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solchen glücklichen Ländern, unter deIn V or-
wande eine bessere Verfassung. herbeistreiten zu 
wollen, Unruhen erregen, ist offenbar Hoch-
verra th. Erst dann tritt auch in diesem Staats-
verbande, wie in jedem andern, das Recht der 
N othwehr ein, wenn der Monarch, in dessen 
Hände so grofse Rechte gelegt wurden, die da-
mit verhundenen Verpflichtungen nicht erfUIlt, 
wenn er aus einem Monarchen ein Despot wird. 
Mag es gleich wahr seyn, was der eben an-
geführte grofse' Römische Staatsmann sagt: "in-
est in ea conditione simz"litudo quaedam ser-
lJitutis" 5): diese ~imilt'tudo serlJitutis lieg,t auch 
darin, dars der Bürger überall den Gesetzen un-
terworfen ist. Ist nun der Fürst einer absolu-
ten 1\'1onarchie gleichsam ein I' e den des ge-
rechtes Gesetz: dann erfüllt er Alles, was 
ihm nach dem Grundvertrage zu erfüllen obliegt, 
und die höchste Ungerechtigkeit, ja die höchste 
Unpolitik, wäre es, einen solchen Zustand er-
schüttern zu wollen. 
Aber nichts ist wandelbarer, als ein solches 
Gliick: auf einen Augustus folgte ein Tibe. 
rJU~. ulld anf die \Vonne des Menschen-
1, f)(. rp/lUbl. lib I. rap. 27. 
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geschlechts em DOlllitian. So ist es denn 
gewifs die grö[ste W ohlthat, die ein absoluter 
Monarch seinem Volke erzeigen kann, wenn er ihm 
eine solche Verfassung giebt, durch welche seinen 
Nachfolgern möglichst die Mac h t zu sc ha den 
genommen wird. Dieses ist aber, nach der Er-
fahrung in allen Zeiten, unstreitig durch dieje-
nige Staatsform noch am ersten zu erreichen, 
von welcher Cicero sagt: » Quartum quoddam 
genus reipublicae probandum esse sentio, quod 
est e.7: his quae primo di.1,·i 4), moderatum et 
permi.7:tum tribus« 5). 
Aber mit gro[ser Umsicht und 'Veisheit 
häUe ein so wohlwollender Monarch eine C haI' te 
dieser Art zu geben. - Ist die Zeit dazu ge-
eignet? - Ist das Volk dazu reif? 6) - Vor-
züglich: "Viirde eine solche Handlung den "V ün-
sehen des Volkes gemäfs seyn? - Denn ist die-
ses nicht der Fall, so ist es auch nicht dazu 
reif - Nicht plötzlich auch darf der Ueber-
gang seyn aus der "Species serllitulis" zu einer 
vollkommen cu Repräsentativ - V erfassung. V 0 1'-
4) VergI. Anmerk. 13. S. 11,. 
5) De I'epubl. Lib. I. (·ap. 28. 
fi) "V ir wollen erwarten, ob die neue französische Charl~ 
des französischen Volkes Glück hegriindet. --- Noch IOcloher 
1830) bleiben gerechte Zweifel über_ 
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be r e i tun gen si ud nöthig, um den öffentlichen 
Geist zu bilden. Zuerst also vollkommenere M u-
nie i p a 1- Verfassungen. Der Sladtbiirger lerne 
sich beschäftigen mit dem, was seine Stad t 
angeht. Sodann Provinzial-Slände. Das In-
teresse des Biirgers am Ganzeu hekönllut schön 
einen weitem VVirkungskreis. Dann Re prä sen-
lanten der Natioll. - Nichts aber bildet 
ein Volk zu dieser Vervollkommung sicherer her-
:iu, als das Recht, frei die Gedanken; sey es 
durch die gesprochen~, sey es dUl'ch die ge-
druckte Rede, mittheilen zu dürfen. 
Möge man das ,V ohlwollende dieser Zeilen 
erkennen! - 'Möchten sie (doch ich hoffe zu 
kühn!) dazu beitragen, alle Für s t e n zu über-
tetigen, ihre Sicherheit liege in ~iner gerechten 
Regierung, in einem tugendhaften, untadeligen 
Leben. Möge sich keiner von ihnen ferner nach 
den Erfahrungen, welche die Zeit darbietet, zu 
eigenelll Nutzen dasjenige anmarsen, welches, aus 
dem Schweirse (ja aus dem Blute) des Volkes 
und dem Ertrage des Staats\'ermögells herrührend, 
zu dem allgemeinen Besten, nicht aber zur Be-
rf'irhprung dH heITM·hf'nden Familie angewendet 
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werden darf. Möge keiner von ihnen ferner 
Laster üben, die an dem. B ü r ger hestraft wer-
den würden! Mögen die Machthaber sich über-
zeugen, dafs nicht durch Feuerschlünde, nicht 
durch Krieger (diese sind Söhne der Bürger und 
selhst Biirger) Unruhen gründlich unterdrü-
, cket werden, sondern durch Abstelhing der Be-
schwerden und durch schnell dem unterdriickten, 
in seinen Rechten gekränkten Volke dargebotene 
Gerechtigkeit! - Dieses ist das grofse Ge-
heimnifs, Ruhe und Frieden herzustellen. Die[s 
die bewaffi:lete Schaar, welche nie gemeinschaft-
liche Sache 'mit der Unzufriedenheit macht. 
Wie liegt doch so klar vor, was man nicht er-
blicken will! - Gerechtigkeit! - Mögen aber 
auch die V ö I k e r stets vor Augen hahen, da[s 
nichts scheufslicheres ist, als Anarchie; dafs 
der Aufstand gegen einen gerechten Fürsten, sey 
er ein absoluter, sey er ein constitutioneller, 
ein Verbrechen ist, dem an Gräfslichkeit kein 
anderes nachsteht. Den Beweis dieser, vielleicht 
übertrieben scheinenden Behauptung liefern in 
diesen Tagen die rauchenden Trümmer der vor 
kurzem blühenden Städte B r ü s seI und An t-
werpen. 
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Der Zustand von Europa gestaltet sich in die-
sem Zeitpunkte (Anfangs ;November 1830) so 
gefahrlich, dafs der bekümmerte Patriot nur mit 
der äufsersten Besorgnifs in die Zukunft blicken 
kann. Nichts ist leichter möglich, als dafs in 
Fran kreich von Neuem der Pöbel die Ober-
herrschaft erlange; denn wer begreift nicht den 
ungewissen Zustand der dortigen obersten Ge-
walt? 7) - In Bel g i e n hat der Pöbel schon 
die Gewalt an sich gerissen. I rl a n d gährt. 
Spanien und Portugal sind einem dem Aus-
bruche nahen V uIcane ~u vergleichen. - Im 
Deutschen Vaterlande äufsern sich Symp-
tome von der gefährlichsten Beschaffenheit, und 
. . 
7) Schon jetzt ist es ziemlich klar, wer zu Paris die oberste 
Gewalt ausübt. Man'vergl. das Schreiben des Mini'sters des 
Innern an die Präfecten vom 22. October, die Proclama-
tion des Präfecten der Seine und die des Präfecten 
der Polizei (Journal de Francfort, No. 301.) Selbst ein verant-
wortlicher strafbarer Minister hat das Recht, einen unbefangenen, 
gänzlich freien Hichter ,zu fordern. Sind die Hichter der gefan-
genen angeschuldigten Minister frei? - Gott behüte Deutsch-
land vor einem ähnlichen Zustande! 
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nicht in Einem Lande. - Wer schaut so nicht 
die Möglichkeit, dars em allgemeiner Brand 
Europa ergreifen könne! Dafs die Völker 
nicht allenthalben Unrecht haben, zeigen schon 
die Concessionen, die man ihnen hin und WIe-
der macht, und die, wiewohl erzwungen, ganz 
den Stempel an sich tragen, dars sie mit R ec h t 
Ge f 0 r d e r'tt es gewähren. - Sind diese ell1-
zeInen Concessionen genügend? 8) Sollte es 
nicht für den öffentlichen Frieden durchaus er-
forderlich, seYll, statt mit Gewalt die laut wer-
denden Beschwerden zurückzudrängen, (wie un-
sicher ist zur Zeit- das Resultat!) jede gerechte 
Beschwerde zeitig, von selbst, unaufgefordert, 
zu beseitigen? Sich des ~Vohlwollens der Mehr-
8) Dürfen die U e b e r sc h ü s s e der K ass e n, selbst die-
jenigen, welche aus dem Domanial- Vermögen (dem docb die 
Natur des Staatsguts beiwohnt) berrühren, lediglich zur Be-
reicherung der regierenden Familie dienen: müssen sie nicht 
vielmehr zur Abtragung der Staatsschulden, zur Verbesserung 
des Landes, zur Verminderung der Abgaben angewendet wer-
den? _ Wie umählige Male wandten sich Deutsche Fürsten 
an ihre Stände, um Uehernahme der Priyat- und Cammer-
Schulden auf die Staats-Kassen zU erlangen? - Also cli e 
Schulden gehören dem Lande; die l'eberschüsse 
dem Fürsten!! - 'VVelche Gerechtigkeit! Diefs fühlt der 
Unterthan: er wird unzufrieden. die Umufriedenheit äufsert sich 
laut. Ist es ein 'VVnnder? Sind hier zusammengezogene Regi-
menter die angezeigte Arzenei? - ISI es nicht vielmehr Ge-
rechtigkeit! 
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heit der rechtlichen Staatsbiirger zu versichern. 
damit sie geneigt seyen, wenn es nöthig, gegen 
Anarchie und gegen möglichen äufsern An-
gri ff zu den Waffen zu greifen? - Sollte es 
nicht an der Zeit seyn, den Deutschen Völkern 
schnelle Gerechtigkeit gegen Bedrückung von 
Oben durch ein Bundesgericht, durch Ver-
antwortlichkeit der Minister und durch 
geordnete S t ä nd e zu verschaffen? - Ein be-
kanntes Deutsches Land hatte diese durch die 
Weisheit eines väterlich gesinnten K ö n i g sund 
seines ,veisen und \vohI,voIIenden Mi ni s t e r s. 
Dieses Recht ,'Vurde diesem Lande von einem 
unerfahrenen, übelberathenen jungen Fürsten an-
gefochten; es klagte: aber der aus der Natur der 
richtenden Behörde erwachsende langsame Pro-
cefsgang, die lange Verschiebung der Entschei-
dung, berauhte das Land jeder Fürsprache; 
denn det Fürst wies diese zurück. Die Be-
schwerden stiegen ins Unerträgliche: eine furcht-
bare Explosion erfolgte. Sie war- gleichsam ein 
N aturereignifs. Sie hätte sehr gefahrlich wer-
den können, wären die beiden Nachbarstaaten 
nicht so trefflich regiert, dafs in diesen kein 
"Entzündungsstoff vorhanden war, und wären ihre 
Folgen nicht schnell durch einen herbeieilenden 
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Engel des Friedens beseitiget. Woher 
das schreckliche Ereignifs? - -yv eil dem Volke 
ein gesetzlicher Fürsprecher fehlte; weil man 
zög~rte, ihm denselben zu gewähren; weil es 
aJsokeine Gerechtigkeit suchen konnte. - Und 
wo hätte es sie sc h ne 11 finden können? -
Ein Bundesgericht, verantwortliche ~ii­
niste rund L andstä n de! - Krönt dann das 
Ganze ein einziges Zollsystem rur ganz Deutsch-
land, so steht das herrliche Land fest, ein Fel-
sen in den Stürmen der Zeit, trotzend dep 'Yo-
gen, die von W est~n seine D~imme zu durch-
brechen drohen. 
Verhesserung. 
S. 16 in der Anmerk. Zeile 10 vOn unten, fehlen nacb ist 
(ür die '7Vorte das Ganze. 
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mon bemfelben .pet:t:n met:faffet: finb im medagc ),)on 
~ t: i e b t: i cf) mi ewe 9 in ~munfcf)weig et:fcf)ienen : 
Breislack, Scipio, Lehrhuch der Geologie. Nach der 2ten 
französischen Ausgahe, mit heständiger Zu ziehung der 
ersten italienischen, ühersetzt, und mit Anmerkungen 
begleitet von F. K. v. Siromheck. 3 Bände, mit den 
Kupfern des Originals. gr. 8. 9 Rlhlr. 
Cicero, des M. T., Abhand!. von der Freundschaft und vom 
Alter, Paradoxien der Stoiker und Traum des Scipio, 
ühers. von F. K. v. Strombeck. gr. 8. 1 Rlhlr. 
Entwurf eines Strafgesetzbucbs für ein norddeutsches Staats-
gebiet, namentlich fiir das Herzogthum ßraunscbweig und 
die Fürstenthümer VValdeck, Pyrmont, Lippe und Schaum-
burg-Lippe. Von F. K. von Stromheck. gr. 8. geh. 
1 Rthlr. 12 Ggr. 
~ormulare unb "lenmerfungen 511 ber sproce~'Drbnunß bes stoniß~ 
reid)s m3ejlp~alen. 2r ltbeil. !mit einem 1.10lljlanbigen &legijlet 
uber beibe ~~eile, 1.10n '8: st. 1.1. etrombed'. gr. 8. 2 ltblr. 
~ürjlenfpiegel, beutfd)er, u. b. 16ten .'3a~r~., ober &legeln ber '8tir~ 
jlenwei6~eit 1.10n bem .peq . .'3~lius unb ber .peqogin &legen tin 
Q:lifabet~ öU mraunfcf)w. u. ~uneb. "leus ungebrud'ten atcf)il.1a, 
lifcf)en Udunben ~eraullgeg. 1.10n \5'. st. tl. etrombed'. ;l\ucite 
"leullgabe. 4. . 1 ;;r~lr. 
~ercf)icf)te eines allein burcf) bie \natur l)ertlorgebrae!)ten animaL !mag' 
netismu6, unb ber bure!) benrdben bewirtten (ljenefung. !mit ei, 
ner moneoe beil .prn. ~e~eimenratf)5 VI'. ~:narfarb. mOll \5'. 
st. 1.1. etrombecl'. gr. 8. 18 ~gr. 
\nae!)trag öu biefem m3erfe. \nebjt bdlaufigell ~emed'ungcn 
u. f. w. gr. 8. 2 ~gr. 
Ovid's Heilmittel der Liehe, übers. von F. K. v. Stromheck. 
Zweite, sehr veränderte Ausgabe. gr. 8. 16 Ggr. 
Properz Elegiecn, ühers. u. erklärt von F. K. v. Stromheck. 
Zweite sehr verm. u. verlJ. Ausg. gr.8. 1 Thlr. 12 Gl5r. 
&lecf)t6wiffenfd)aft bell ~efe~bud)5 \napoleons unb ber übrigen bur, 
gerl. ~efe~e bes Jtönigr. m3ejlp4alen, ober eammlung oon Q:nt, 
fe!)eibunqen beil Jtonigl. 1(ppellation6~ofeil 3u @"eUe, unb "lebl)ano, 
(ungen tiber bie entfd)iebenen unb anberen &lee!)t6fragen. mon 
~. st. 1.1. etrombed'. gr.8. 3 .pefte. (a 1 ;;r~(r.) 3 ;;r~!r. 
~amm(ung oon @'ntfcf)eibungen beil e~ema(igen "leppeUationsQofe6 
3u @"elle unb 1(b~anb(ungen Über bie entfd)iebenen unb anbrre 
&lee!)tsfragen. mOll '8. Jt. 1.1. ~trombed'. gr. 8. 18 ~gr. 
Tacitus, des Cat. Corn., sämmtl. ühriggehliebcne \Verke, 
iihers. YOll F.K.v.Strombeck. 3Rdc. gr.8. 5 Thlr. 
Dasselbe \Verk auf geglättetem Velinp. 7 Rthlr. 12 Ggr. 
Veliejus Pa!erculus, des Cajus, zwei Bücher Römischer 
Geschichten, so viel ,Ia,on übrig gebliehen, iihersetzt 
durch ]<'. K. v. Stromheck. gr. 8. 1 Thlr. 4 Ggr. 
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9'lod) finb folgenbe2Berfe beß .pmn ~erfa1Terß erfd)ienen: 
D Il i b '6 .ltunft 3U lieben, in ber merilart beil Driginalil über' 
fetJt Ilon \5' . .lt. Il. r9trombed'. ®öttingen 1795, bei IDietridj. 
IDiefe o~ibifcl)e IDjcl)tung ~at ber .perr, 1ßerfajfung in einer 
ganölidj neuen Urbeit bargejteUt, an weldjemm5ede ietJt gebrueft 
wirb. &il erfcl)eint bei jJriebrid) 1ßielvcg, unb 3u91eid) mit ber 
metrifcl)en Ueberfe~ung Ilon Duib's iBiicr,ern ber ~iebe. 
Des Albiu. Tibull us Elegieen, übersetzt und erklärt ,"on 
F. K. von Strombecl<. Zweite verbesserte Al'fl. Göttingen 
bei Dietricb.· 1825. 8. 
Formulare und Anmerkungen zur Procefs - Ordnung des Kö-
nigreichs '\IVestphalen. Erster Thei!. Zweite, gänzlich 
umgearbeitete Auflage. Göttingen hei Dietrich. 1809. 8. 
(~er 3weite iBan~ erfcl)ien bei %riebricl) 1ßieweg.) . 
Dieses Werkes d r i t t e r T he i I. Göttingen bei Dietrich. 
1813. 8. 
Uudj unter bem :;ritel: 
Rechtsfragen zur Erläuterung der "Vestphälischen und Fran-
, z;;,sischen Procefsorduungen, beantwortet von F. K. von 
Strombeck. 
~eier beil ®ebacr,tnijfes ber Ilormatigen .pod)fd)ule .3ulia ~aro, 
Hna 3u .pelmj1:ebt, ueranj1:altet im rolonat rolai beil .3a~reil 
18.:22. rolit einem .!tupfer, einem iBilbnijfe unb einer :;rafe! 
in r9teinbruet .pelmj1:ebt, bei ~(eefeifen 1822. 4. 
{'>ierauil ifl; befonbers abgebrueft: 
eeben bes .pcrsogil !:3UliU6 3u iBraunfd)weig unb ~ilneburg, von 
ll'rar.3 Ulgermann, ~anbfiscal biefes ~urfl;en, (lerausgegeben 
\)on ~ . .lt. Il. r9trombed'. (rolit bem iBilbnijfe beil .per30gil 
.3uliu~ unb bem \S'ac' r9imile feiner .panbfcf)rift). .pelmj1:ebt, 
bei ~!ecteifen, 1823. 4 . 
.penning iBra6ant, iBurger9auptmann ber r9tabt iBraunfd)weig, 
unb feine ßeitgenojfen. &in iBeitrag 3U ber ®efd)id)te be5 
beutfd)en r9tabt, unb .3ujti.lwefens im Unfange bes 17tm Sa~r, 
9unbertß, tlon ~ . .lt. \). r9trombeef, .palberj1:abt, bei .pelm, 
1829. 8. 
IDurd) obige beiben lBeräei-tnijfe werben me!Jrere ~aatlogen, 
namentlidj bas .p ci n f i u il' fcf)e iB u cf) e 1:1 e:r i c ° n berid)tigt, in 
weld)em bie jurift'ifdJen m5erl'e bee .ltonigl. spreujiifdjen ®el)eimen; 
.3ujtiörat!JiJ ~ ri e b ri dj .p ei n ri cf) Il ° n r9 t rom b e cl 3um .\!lJeil 
unter bem Wamen bes lBerfajfers aufgeful)rt j"inb. . 
3m ~erlage \.lon ~ rieb ri d) ~ i e III e g erfd)ienen ferner: 
lBenturi n i, ])r. <5., {'>anbbudj ber lBatertiinbifd)en ®efdJid)te für 
aUe r9tanbe ber iBraunfdjweig' ~uneburgifc9en ~anbe6bewol)ner. 
-l jtatfe iBanbe, bie !BraunfdjweigifdJe ®efdjid)te bis 3um Sal)re 
1809 ent!Jaltenb. gr. 8. ~Qbenpreiil 7 :;rl)lr. 12 @gr. 
9erablgefeQt auf 4 :;rl)lr. 
Um bieres wertl)lloUe !illerE aUgemeiner au tler6reiten unb es Qud) 
weniger bemittelten .ltliufern ;ugangig äU mad)en, I)at bie merlags, 
l)anb!ung ben frt'i~rn spreis tlon 7 .ltl)lr. 12 ®~r. auf 4 .ltfJlr. 
~erabgefe~t ,"unb glaubt baburd) ben @ebilbeten aUer r9tanbe, br, 
nen .!tenntnijj ber tlaterliinbifd)en ®efd)icf)te iBeburfniji fein mUß, 
einen nü§!idjen IDienjt au erlt'eifen. 
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la 0 ~ e, ml· ;j. ~., ~J'/agiflNIS,!DiteetOt iU lllraunid)l\)eig, laeinage lur <!le, 
fd)idJte bes .!?eriogt~umil ~tal\nfdJt\)eig. Q;rfler laeitrag. !Das <!lrunb, 
fleuer'e"gllem beil .!?et!og~umil lllcaunfcf,l\)eig, gefdJid)tIiCl) \terrOl9t unb 
erläutert. gr. 8. 16 <!lgr. 
!B ü I 0 1\), (!j. SJ). bon, .'l!&r)anblungel1 iiber einlerne 9J'Iaterien beG römi(cl)en 
biirgerlidJen llIed)tG. 2 Zilie. gr. 8. 2 ZI)!r. 18 \!igr. 
- - laeiträge lur (Sefd)id)te ber lllrounfd)llleig, füneburgifeben ~anbe, unb 
lur .l(enntnig iI)rer me'falTung unb mmllaltung. 8. ge~. ,0 <!lgr. 
- - Q;tlällurnbe iöemerfllngen übet bllG jBerfar)ren in IStraffad)et1, nlleb 
lllellpMlife!)en (!jefe~en. \fin <!:ommemar über bie btei ettafprolejiotbnun, 
gen bes .!fönigr. 'llleftp!)lllen. 3 Xllie. gr 8. 4, Itl)lt. 16 (!jgr. 
- - %rall!ölif(J)es C!:ibilre.rlJt in :Jied)tsfl'rücl)en, lur Q;rliiuterung bes <!lefe~' 
bud)G 'illapOleonll, nllel) ber \lleil)efolge ber 1(rtifel. gr. 8. 2 Z!)lt. 
Ijre b erH or f, E. %., Prommaril1m bet iöraunfCl)llleig,!lllolfenbüttelfd)en 
fanbetl ,\Ilerorbnnngen. 4. • 
mon biefem llller!e linb nur nod) bie nadJf!el)enben Zl)eile vorrätbig unb 
follen: 
lt [:1)1. 1 Xl)lr. 12 (Sgt. 4t XI)I. 1 Xl)Ir 8\!igr. 6t ZI)I.1 Itblr.16 <!lgr. 
\!iefcl)id)te beG .!?eriogl. iöfQunfdJllleigifCl)en 'l!rmee, C!:orptl ill bem %elbluge 
ber aUHrten SJJliiCl)te gegen ~lllpNeon lllnon\lPatte im :Jabre 1815, von ei, 
nem Offilier l)es \!ieneralflaabll. gr. 8. SJJlit 2 '1lläneu. gel). 16 \!igr • 
.t;;l arie I unb III e 9 e, geogtJ!)bifclJ:IllltiflifdJe 18e(d)reibung ber %ütflentl)ümet 
llllOlfeubüttel unb 18lanEenburg. 2 lllb,. 8. 2 :tbIr. 12 (!jgr. 
~ut!e&ufd), m. \j.Dr., Il:törtetunllen auG bem C!:i~il, unb ~riminalred)te 
2 .t;;lefte. gr. 8. 1 Zblr. 
Jt t ti gtt, C!: • .t;;l. 'P., f~flemQtifdle !DQrfleUung beS bürgetliC\len 'llto!elTe~ 
im .t;;lerlogtbum 18raunfdJl\)eig. gr. 8. geb. 20 (Bgt. 
~QnbtagSllbfdJieb, erridJtet IU 18raunfd)llleig ben 9ten !lI!)r, 1770. 12 <!lgr. 
~ e i fl e, S~. W., ffie!).ttorium b.r metOtbnungen unb \lleretipte, Illeld). in 
bem .t;;lerillgt~um 18tQunfd)llleig in ben :Jal)rel1 1750 - 11304 erl~lTen linb. 
4. 2 XI)lr. 8 \!igt. 
l! i e b I) a b e,r, Il:. !D. U., Q;inleitung in ba5lataunfCllllleig,eüneburgi(cue ~anb' 
mUt. 2 !Obe. 8. 1 (Lbl<. 20 (l;gr. 
'P rau n, •• , \loUf!\lnbi~eG !llraunfdJllleig, ~üneburgif(Ueil eiegelfabinel, ber, 
ausg. \lIit 'l!nmerE. u. b. metf. eebenillauf begleitet von ;j. 'l!. \llemer. 
gr. 8. 12 \!igr. 
'.lt i b ben t r O!), 'P. e., !Beiträge IUt Jtenntnig Der merfafl\lng bell .!?etlog, 
tbums 18raun(cJ)llleig, eüneburg, mJolfenbüttel(dJen :t~ej(S. H iöeiltag. 8. 
10 \!igr. 
b 11 ffi 0 i, !D. S., fileratu< bell !Oraunfd)llleig' \lBolfenbüttel(eben f$tolltS. 
unb 'llti~atredJt$. 8. 20 (Bgr. 
!lt ö m er, Dr. :J. I!., IjriebtidJ \lBilbelm, .!?etiOg ~on !BraunfdJllleig, QIG 
!D?enfeb, in treuen .sügen au!lfeiuem <!lemälbe. gr. 8. ~8 <!l~r. 
merfudJ 'einet !)ragmQlifcl)en (B.fci)idJte beS S~au(eG !BraunfdJl\teig unb eü"" 
burg (uon j\od». gf. 8. 1 ZI)!r. 
\IB Q I b e cf, 'P. (p. f. \IB., C!:onttoberfen, Il:ntfd).ibungen beS gemeinfd)aftli. 
dJ<n Ober, ~JleUQtionGgetid)tll beil ~etlogtbumS 18raunfd)llleig unb ber 
ljütRentbümet \lBalbed, Ij)grmont, fi!)pe unb f$dlaumburg' fi!)!)e, IU 
\lBolfenbüttel. gt. 8. 1 :tOlf. 12 (Bgt· 
i11lolffram, Je. S. <!l., ~oUllänb. eiammlung ber lllrnunfd)lOeig 'fiineb. 
\lBed)(eJ, merorbnungen, mit etlaut. ~nmetE. ßt. 8. 16 (l;gr. 
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